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Gesetzentwurf 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes 


A. Problem und Ziel 

Die europäische Staatsschuldenkrise hat gezeigt, dass verlässliche Daten über 
die Finanzen der öffentlichen Haushalte zwingende Voraussetzung für eine so- 
lide Finanzpolitik sind. Im Rahmen der Stärkung des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspaktes sind die Qualitätsanforderungen, die das EU-Recht an fmanzstatis- 
tische Daten stellt, gestiegen. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, ist 
im Bereich der Statistiken über die Schulden- und die finanziellen Transak- 
tionen eine erweiterte Datenbasis notwendig. Zusätzlich müssen die Zahlungs- 
ströme zwischen Einheiten, die zum Sektor Staat gehören, kohärent und ein- 
heitlich erfasst werden. Dazu müssen Informationen über die Sektorzuordnung 
von Fonds, Einrichtungen und Unternehmen allgemein zugänglich sein. Wei- 
terhin sind durch zeitlich bedingte Tatbestandsveränderungen diverse gering- 
fügige Änderungen des Finanz- und Personalstatistikgesetzes — FPStatG not- 
wendig geworden. 


B. Lösung 

Um die gestiegenen Qualitätserfordemisse des EU-Rechts zu erfüllen, muss das 
Erhebungsprogramm im Bereich der Statistiken über die Schulden- und die 
finanzielle Transaktionen erweitert werden. Außerdem müssen Finanzströme 
und -bestände innerhalb des Staatssektors, aber auch Finanzströme zwischen 
Einheiten des Sektors Staat und dem öffentlichen bzw. dem privaten Sektor 
vollständig erfasst werden. Dazu muss der Staatssektor klar abgegrenzt sein 
und die erforderlichen Daten müssen allgemein zugänglich sein. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für das Statistische Bundesamt entstehen durch die Regelungen dieses Geset- 
zes Mehraufwände. Hierfür werden 4,5 Stellen im gehobenen Dienst der Wer- 
tigkeit E9 benötigt. Über die Deckung des Mehrbedarfs wird im Rahmen des 
Haushaltsaufstellungsverfahrens 2014 entschieden werden. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E. 1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Nach Kostenkalkulationen des Statistischen Bundesamtes und der statistischen 
Ämter der Länder entsteht durch die Regelungen dieses Gesetzes für die Ver- 
waltung ein einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von rand 912 000 Euro und 
ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 13,33 Mio. Euro. 


F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise oder auf das allgemeine Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, U- 


März 2013 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanz- und 
Personalstatistikgesetzes 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 907. Sitzung am 1. März 2013 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Finanz- und Personaistatistikgesetzes 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Finanz- und Personal- 
statistikgesetzes 

Das Finanz- und Personalstatistikgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Februar 2006 (BGBl. I 
S. 438), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
27. Mai 2010 (BGBl. 1 S. 671) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird das Wort „Bürgschaften“ durch 

die Wörter „Sicherheiten für Schulden“ ersetzt. 

b) In Nummer 5 wird das Komma am Ende durch einen 

Punkt ersetzt. 

c) Nummer 6 wird aufgehoben. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 4 wird aufgehoben. 

bb) In Nummer 10 wird nach dem Wort „bis“ die 
Angabe „4“ durch die Angabe „3“ ersetzt. 

cc) Folgender Satz wird angefugt: 

„Zweckverbände und andere juristische Perso- 
nen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit, 
soweit sie an Stelle kommunaler Körperschaften 
kommunale Aufgaben erfüllen, gehören zu den 
in Satz 1 Nummer 10 genannten Erhebungsein- 
heiten.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Absatz 1 Nr. 1 bis 
5, 7 und 10“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „Absatz 1 Nr. 1 bis 
5, 7 und 10“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10“ ersetzt. 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2“ ersetzt. 

bb) In Nummer 1 Buchstabe c wird das Wort „Jah- 
resrechnung“ durch das Wort „Haushaltsrech- 
nung“ ersetzt. 


b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 3“ 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ 
ersetzt. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Im Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 5“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 5“ ersetzt. 

bb) In den Nummern 1 und 2 werden jeweils die 
Wörter „von Bund und Ländern“ gestrichen und 
werden jeweils vor dem Wort „Gruppierungspla- 
nes“ die Wörter , jeweils festgelegten“ eingefügt. 

e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei 
den Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung der Erhebungseinheiten nach § 2 Ab- 
satz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und 7 folgende Erhe- 
bungsmerkmale : 

1 . bei Anwendung des kameralistischen Rechnungs- 
wesens die Ist-Eiimahmen und Ist- Ausgaben, 

2. bei Anwendung des kommunal doppischen Rech- 
nungswesens die Ein- und Auszahlungen, 

3. bei Anwendung des staatlich doppischen Rech- 
nungswesens die Ist-Einnahmen und Ist-Aus- 
gaben, 

4. bei Anwendung des kaufmäimischen Rechnungs- 
wesens die Erträge und Aufwendungen sowie die 
Investitionsausgaben. 

Die Erhebungsmerkmale nach Satz 1 sind folgender- 
maßen zu erfassen: 

1. jährlich 

a) nach Arten; 

b) in fachlicher Gliederung; 

2. alle vier Jahre 

a) die Ist-Einnahmen, die Einzahlungen oder die 
Erträge nach Mittelgebem; 

b) die Ist-Ausgaben, die Auszahlungen oder die 
Aufwendungen und Investitionsausgaben nach 
sozioökonomischen Forschungszielen, Tech- 
nologiebereichen und Art der Forschungstätig- 
keit.“ 

f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefugt: 

„(6) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei 
den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7, die nach den Definitionen im Anhang A 
der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates vom 
25. Juni 1996 zum Europäischen System Volkswirt- 
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schaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und 
regionaler Ebene in der Europäischen Gemeinschaft 
(ABI. L 310 vom 30.11.1996, S. 1) in der jeweils gel- 
tenden Fassung dem Sektor Staat zugerechnet wer- 
den, vierteljährlich folgende Erhebungsmerkmale: 

1 . bei Anwendung des kameralistischen Rechnungs- 
wesens, sofern die Gesamteinnahmen oder -aus- 
gaben 250 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ist- 
Einnahmen und Ist- Ausgaben, wobei jeweils nach 
Arten entsprechend der für die Finanzstatistik 
maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist; 

2. bei Anwendung des kommunal doppischen Rech- 
nungswesens, sofern die Gesamteinzahlungen 
oder -auszahlungen 250 000 Euro im Jahr über- 
steigen, die Ein- und Auszahlungen, wobei je- 
weils nach Arten entsprechend der für die Finanz- 
statistik maßgeblichen Systematik zu unterteilen 
ist; 

3. bei Anwendung des staatlich doppischen Rech- 
nungswesens, sofern die Gesamteinnahmen oder 
-ausgaben 250 000 Euro im Jahr übersteigen, die 
Ist-Einnahmen und Ist- Ausgaben, wobei jeweils 
nach Arten entsprechend dem jeweils festgelegten 
Gruppierungsplan zu unterteilen ist; 

4. bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungs- 
wesens, sofern die gesamten Erträge oder Auf- 
wendungen 250 000 Euro im Jahr übersteigen, die 
Erträge und Aufwendungen sowie die Ausgaben 
für Investitionen nach Arten.“ 

g) Die Absätze 7 und 8 werden wie folgt gefasst: 

„(7) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei 
den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 10 jährlich folgende Erhebungsmerkmale: 

1 . bei Anwendung des kameralistischen Rechnungs- 
wesens die Ist-Einnahmen und Ist- Ausgaben, wo- 
bei jeweils nach Arten und Aufgabenbereichen 
entsprechend der für die Finanzstatistik maßgeb- 
lichen Systematik zu unterteilen ist; 

2. bei Anwendung des kommunal doppischen Rech- 
nungswesens die Ein- und Auszahlungen, wobei je- 
weils nach Arten und Aufgabenbereichen oder Pro- 
duktgruppen entsprechend der für die Finanzstatis- 
tik maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist; 

3. bei Anwendung des staatlich doppischen Rech- 
nungswesens die Ist-Einnahmen und Ist- Ausgaben, 
wobei jeweils nach Arten und Aufgabenbereichen 
entsprechend dem jeweils festgelegten Gruppie- 
rungs- und Funktionenplan zu unterteilen ist; 

4. bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungs- 
wesens die Daten der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung, des Anlagenachweises sowie 
der Behandlung des Jahresergebnisses, auch so- 
weit sie sich aus dem Anhang ergeben. 

(8) Die Statistik nach § 1 Nummer 1 erfasst bei 
den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 10, die nach den Definitionen im Anhang A 
der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 dem Sektor Staat 


zugerechnet werden, vierteljährlich folgende Erhe- 
bungsmerkmale : 

1 . bei Anwendung des kameralistischen Rechnungs- 
wesens, sofern die Gesamteinnahmen oder -aus- 
gaben 250 000 Euro im Jahr übersteigen, die Ist- 
Einnahmen und Ist- Ausgaben, wobei jeweils nach 
Arten entsprechend der für die Finanzstatistik 
maßgeblichen Systematik zu unterteilen ist; 

2. bei Anwendung des kommunal doppischen Rech- 
nungswesens, sofern die Gesamteinzahlungen 
oder -auszahlungen 250 000 Euro im Jahr über- 
steigen, die Ein- und Auszahlungen, wobei je- 
weils nach Arten entsprechend der für die Finanz- 
statistik maßgeblichen Systematik zu unterteilen 
ist; 

3. bei Anwendung des staatlich doppischen Rech- 
nungswesens, sofern die Gesamteinnahmen oder 
-ausgaben 250 000 Euro im Jahr übersteigen, die 
Ist-Einnahmen und Ist- Ausgaben, wobei jeweils 
nach Arten entsprechend dem jeweils festgelegten 
Gruppierungsplan zu unterteilen ist; 

4. bei Anwendung des kaufmännischen Rechnungs- 
wesens, sofern die gesamten Erträge oder Auf- 
wendungen 250 000 Euro im Jahr übersteigen, die 
Erträge und Aufwendungen sowie die Ausgaben 
für Investitionen, wobei die Investitionen nach 
Arten zu unterteilen sind. 

Bei den Hochschulen kann von einer Erhebung abge- 
sehen werden.“ 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 und 2“ ersetzt. 

b) ln Nummer 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 3“ 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ 
ersetzt. 

5. § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Statistik über die Schulden, Sicherheiten für Schulden 
und Finanzaktiva 

Die Statistik nach § 1 Nummer 3 erfasst 

1 . bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10, soweit sie nach den 
Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) 
Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zugerechnet werden, 
jährlich zum 31. Dezember folgende Erhebungs- 
merkmale: 

a) den Stand der Schulden und den berichtigten 
Schuldenstand des Vorjahres, wobei jeweils nach 
Schuldarten und Gläubigem zu unterteilen ist; 

b) den Stand der Schulden und den berichtigten 
Schuldenstand des Vorjahres für Wertpapiere und 
für Kredite, wobei für die Wertpapiere jeweils 
nach Arten und Laufzeiten und für die Kredite je- 
weils nach Gläubigern und Laufzeiten zu untertei- 
len ist; 
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c) den Stand der Schulden bei Kreditinstituten und 
inländischen Unternehmen, die nicht öffentliche 
Unternehmen oder Kreditinstitute sind, und bei 
natürlichen und juristischen Personen des Auslan- 
des, soweit sie nicht zu den Kreditinstituten zäh- 
len, wobei jeweils nach dem Jahr der Fälligkeit zu 
unterteilen ist; 

d) die Summe der Bürgschaften und die berichtigte 
Summe der Bürgschaften des Vorjahres, wobei je- 
weils nach Bürgschaftsnehmern zu unterteilen ist; 

e) die Schuldenaufnahmen und Schuldentilgungen 
im Laufe des Jahres für Wertpapiere und Kredite, 
wobei für die Wertpapiere jeweils nach Arten und 
Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläu- 
bigern und Laufzeiten zu unterteilen ist; 

f) die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des Jah- 
res für Wertpapiere und für Kredite, wobei für die 
Wertpapiere jeweils nach Arten und Laufzeiten 
und für die Kredite jeweils nach Gläubigem und 
Laufzeiten zu unterteilen ist; 

g) die Schuldenübemahmen nach Schuldarten, wo- 
bei jeweils nach Gläubigem, Schuldnern und 
Laufzeiten zu unterteilen ist; 

h) die Schuldenerlasse und den Verzicht auf Forde- 
mngen nach Schuld- und Fordemngsarten, wobei 
jeweils nach Gläubigem, Schuldnern und Lauf- 
zeiten zu unterteilen ist; 

i) den Stand der Finanzaktiva, wie sie im Anhang A 
der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 definiert sind, 
wobei nach Arten zu unterteilen ist; 

2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 10, die nicht dem Sektor Staat nach den 

Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) 

Nr. 2223/96 zugerechnet werden, jährlich zum 

31. Dezember folgende Erhebungsmerkmale: 

a) den Stand der Schulden und den berichtigten 
Schuldenstand des Vorjahres, wobei jeweils nach 
Schuldarten und Gläubigergmppen zu unterteilen 
ist; 

b) den Stand der Schulden und den berichtigten 
Schuldenstand des Vorjahres für Wertpapiere und 
Kredite, wobei für die Wertpapiere jeweils nach 
Laufzeiten und für die Kredite jeweils nach Gläu- 
bigergmppen und Laufzeiten zu unterteilen ist; 

c) die Schuldenaufnahmen und Schuldentilgungen 
im Laufe des Jahres nach Gläubigergmppen; 

d) die Schuldenaufnahmen und -tilgungen im Laufe 
des Jahres für Wertpapiere und Kredite, wobei für 
die Wertpapiere jeweils nach Laufzeiten und für 
die Kredite jeweils nach Gläubigergmppen und 
Laufzeiten zu unterteilen ist; 

e) die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des Jah- 
res, wobei jeweils nach Gläubigergmppen zu un- 
terteilen ist; 

f) die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des Jah- 
res für Wertpapiere und für Kredite, wobei für die 
Wertpapiere jeweils nach Laufzeiten und für die 


Kredite jeweils nach Gläubigergmppen und Lauf- 
zeiten zu unterteilen ist; 

g) die Summe der Bürgschaften und die berichtigte 
Summe der Bürgschaften des Vorjahres; 

3. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 und 2 jährlich zum 31. Dezember die Ga- 
rantien und sonstigen Gewährleistungen und die be- 
richtigte Summe der Garantien und sonstigen Ge- 
währleistungen des Vorjahres, wobei jeweils nach 
den aus der Garantie oder Gewährleistung unter- 
schiedlichen Begünstigten zu unterteilen ist; 

4. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 3 und 5, bei den Erhebungseinheiten 
nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, sofern sie nach 
§ 3 Absatz 6 herangezogen werden, sowie bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 10, sofern sie nach § 3 Absatz 8 herangezo- 
gen werden, folgende Erhebungsmerkmale viertel- 
jährlich zum Quartalsende: 

a) den Stand der Schulden jeweils nach Schuldarten 
und Gläubigern; 

b) die finanziellen Transaktionen, wie sie im An- 
hang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 definiert 
sind und soweit diese Transaktionen nicht nach § 3 
erhoben werden, wobei nach Arten zu unterteilen 
ist. 

§ 3 Absatz 8 Satz 2 findet keine Anwendung.“ 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Nummer 4 werden die Wörter „Dienst- oder 
Lebensaltersstufe“ durch das Wort „Dienstalters- 
stufe“ ersetzt und werden die Wörter „Ortszu- 
schlagsstufe oder“ gestrichen. 

bb) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 ein- 
gefügt: 

„6. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Ab- 
satz 1 Nummer 1, soweit die Beschäftigten 
in einem unmittelbaren Dienstverhältnis ste- 
hen, auch nach Monat und Jahr, ab dem Zu- 
weisungen zum Versorgungsfonds des Bun- 
des geleistet werden,“. 

cc) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und 
die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2“ wird durch 
die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
und 2“ ersetzt. 

dd) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8 und 
die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 3“ wird durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 10“ 
ersetzt. 

ee) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 9 und 
die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 4“ wird durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4“ ersetzt. 

ff) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 10 und 
die Wörter „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 7“ werden 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1 bis 3 und 7“ ersetzt. 
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gg) Folgender Satz wird angefiigt: 

„Zusätzlich werden bei den in § 2 Absatz 1 
Nummer 7 genannten Erhebungseinheiten 
auch die Art der Beschäftigung und das Wis- 
senschaftsgebiet erfasst.“ 

b) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe 
„§ 2 Abs. 1 Nr. 10“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 10“ ersetzt. 

c) In Absatz 4 wird nach dem Wort „Bildungsab- 
schluss“ ein Komma eingefügt, wird das Wort 
„und“ gestrichen, wird nach dem Wort „Staatsange- 
hörigkeit“ ein Komma und werden die Wörter „die 
Art der Beschäftigung und das Wissenschaftsge- 
biet“ eingefügt. 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 12 wird der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) Folgende Nummer 13 wird angefügt: 

„13. bei den Erhebungseinheiten nach §2 
Absatz 1 Nummer 1 auch nach dem Ein- 
zelplan.“ 

b) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils die Angabe 
„§ 2 Abs. 1 Nr. 7“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7“ ersetzt. 

8. § 8 wird aufgehoben. 

9. § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§9 

Zusätzliche Erhebungsmerkmale 

Zusätzliche Erhebungsmerkmale sind 

1 . bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 7 die Art der Einrichtung, die Sitz- 
gemeinde der Einrichtung, der Anteil von For- 
schung und Entwicklung an der Gesamttätigkeit 
und der Aufgabenbereich der Einrichtung, 

2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 für 
die Erhebungen nach den §§ 6 und 7 der Beschäfti- 
gungsbereich.“ 

10. Nach § 9 wird folgender § 9a eingefügt: 

„§9a 

Datenbank Berichtskreismanagement 

(1) Für die Statistiken der öffentlichen Finanzwirt- 
schaft und die Personalstatistiken im öffentlichen 
Dienst nach § 1 dieses Gesetzes sowie für die Statisti- 
ken der Hochschulfmanzen nach § 3 Absatz 1 Num- 
mer 6 des Hochschulstatistikgesetzes führen die statis- 
tischen Ämter des Bundes und der Länder eine einheit- 
liche Datenbank Berichtskreismanagement. 

(2) Die Datenbank darf verwendet werden 

1 . zur Bestimmung der Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 1, 

2. zur Bestimmung der Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 und 10, die nach den 


Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) 
Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zugerechnet werden, 

3. für das Statistikregister, 

4. für Zusammenführungen mit Erhebungsmerkma- 
len der Statistiken nach § 1 dieses Gesetzes und § 3 
Absatz 1 Nummer 6 des Hochschulstatistikgeset- 
zes. 

Die in Absatz 1 genannten Stellen dürfen nur die je- 
weils von ihnen in die Datenbank eingestellten Daten 
verwenden. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Stellen führen in der 
Datenbank folgende Angaben zu den Erhebungseinhei- 
ten nach § 2 Absatz 1 : 

1. Name der Erhebungseinheit, Sektorzugehörigkeit 
nach den Definitionen im Anhang A der Verord- 
nung (EG) Nr. 2223/96, regionale Zuordnung der 
Erhebungseinheit bis auf Gemeindeebene, Aufga- 
benbereich oder Gliederungsnummer und Produkt, 

2. Anschrift der Erhebungseinheit, Name und An- 
schrift der unmittelbaren und mittelbaren Anteils- 
eigner, sofern diese keine natürlichen Personen 
sind, sowie deren Anteil am Nennkapital und 
Stimmrecht; Name und Anschrift der unmittelbaren 
und mittelbaren Beteiligungen mit Anteil am Neim- 
kapital und Stimmrecht, 

3. organisatorischer Regionalschlüssel, Regional- 
schlüssel der Sitzgemeinde, Einwohnerzahl in der 
Sitzgemeinde und Einwohnerzahl des organisatori- 
schen Regionalschlüssels, 

4. Datum der Eingliederung und Ausgliederung, 

5. Art der Buchführung und der Haushaltssystematik, 

6. Identifikationsnummer des Statistikregisters und er- 
hebungsspezifische Kennnummem, 

7. Rechtsform, Verwaltungsform, Eignerstatus und 
Besitzverhältnis, 

8. Wirtschaftszweig, Einzelplan und Kapitel, Umsatz- 
steuerpfiicht und Angaben zur Art der Datenliefe- 
rung, 

9. Beschäftigungsbereich und Hochschulart, Klassifi- 
kation, Forschungs- und Entwicklungstätigkeit. 

Die Angaben sollen jährlich aktualisiert werden. 

(4) Die Angaben nach Absatz 3 dürfen folgenden 
Quellen entnommen werden: 

1 . Erhebungen nach § 1 dieses Gesetzes, 

2. Erhebungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 6 des 
Hochschulstatistikgesetzes, 

3. dem Statistikregister und 

4. allgemein zugänglichen Quellen. 

(5) Die Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 über- 
mitteln den statistischen Ämtern des Bundes und der 
Länder jährlich auf Anforderung Einzelangaben 

1 . zum Kreis der zu Befragenden, 

2. zur statistischen Zuordnung der zu Befragenden so- 
wie 
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3. zur Feststellung der Zugehörigkeit der Erhebungs- 
einheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 zum 
Sektor Staat nach § 9a Absatz 2 Nummer 1 und 2. 

(6) Soweit Erhebungsmerkmale aus Erhebungen 
nach § 1 dieses Gesetzes und nach § 3 Absatz 1 Num- 
mer 6 des Hochschulstatistikgesetzes den Angaben in 
der Datenbank entsprechen, dürfen die statistischen 
Ämter der Länder und das Statistische Bundesamt An- 
gaben aus der Datenbank zu diesen Merkmalen über- 
nehmen und insoweit von einer gesonderten Erhebung 
absehen. 

(7) Die Angaben nach Absatz 3 sind zu löschen, so- 
weit sie für die in Absatz 2 genannten Zwecke nicht 
mehr benötigt werden.“ 

11. In § 10 Nummer 3 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 7 
und 10“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 7 und 10“ ersetzt. 

12. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2“ er- 
setzt. 

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 3, 4 und 7“ durch die Wörter 
„§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 7“ 
ersetzt. 

ccc) In Buchstabe c wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 5“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5“ ersetzt. 

ddd) In Buchstabe d wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 10“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 10“ ersetzt und 
werden nach dem Wort „das“ die Wörter 
„Haushalts-, Kassen- und“ eingefügt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2“ er- 
setzt. 

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 3“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3“ ersetzt. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im Satzteil vor Buchstabe a wird die An- 
gabe „§§ 6, 7 und 8“ durch die Angabe 
„§§ 6 und 7“ ersetzt. 

bbb) In Buchstabe a wird die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 und 2“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2“ er- 
setzt. 

ccc) In Buchstabe b werden die Wörter „§ 2 
Abs. 1 Nr. 3 bis 5, 7, 8 und 10“ durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 
5 und 7“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird aufgehoben. 


13. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§§ 3 bis 5“ durch die 
Angabe „§§ 3 und 4“, die Angabe „§ 2 Abs. 1 
Nr. 1, 5 und 7“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 5 und 7“ sowie die Angabe „§ 2 
Abs. 1 Nr. 10“ durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 10“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 werden die folgenden Absätze 2 und 
3 eingefügt: 

„(2) Die Statistik nach § 3 wird bei den Erhe- 
bungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 
und bei den kameral buchenden Erhebungseinhei- 
ten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen 
die Länder unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 
50 vom Hundert des Nennkapitals oder Stimm- 
rechts beteiligt sind, sowie bei den rechtlich unselb- 
ständigen Fonds und Einrichtungen der Länder vom 
Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet. 

(3) Die Statistik nach § 5 wird bei den Erhe- 
bungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 1, 2 und 7 sowie bei den Erhebungseinheiten 
nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5, soweit sie der 
Aufsicht des Bundes unterstehen, und bei den Erhe- 
bungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 10, an denen der Bund unmittelbar oder mittel- 
bar mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals 
oder des Stimmrechts beteiligt ist, vom Statisti- 
schen Bundesamt erhoben und aufbereitet. Die Sta- 
tistik nach § 5 Nummer 4 Buchstabe a wird bei den 
kameral buchenden Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 10, an denen die Länder 
unmittelbar oder mittelbar mit mehr als 50 vom 
Hundert des Nennkapitals oder des Stimmrechts be- 
teiligt sind, sowie bei den rechtlich unselbständigen 
Fonds und Einrichtungen der Länder vom Statisti- 
schen Bundesamt erhoben und aufbereitet.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und die An- 
gabe „§§ 6 bis 8“ wird durch die Angabe „§§ 6 und 
7“, die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 7“ durch die 
Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 7“, die 
Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 5 und 8“ durch die Wörter 
„§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 8“ sowie die 
Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 10“ durch die Wörter „§ 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 10“ ersetzt. 

14. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „§ 2 Abs. 1 Nr. 7“ 
durch die Wörter „§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „§ 2 Abs. 4“ durch die 
Angabe „§ 9a Absatz 5“ ersetzt. 

15. § 15 wird wie folgt gefasst: 

„§ 15 

Veröffentlichung 

Statistische Ergebnisse, auch soweit sie auf Zusam- 
menführungen von Angaben nach § 9a Absatz 2 
Nummer 4 beruhen, sowie Angaben nach § 9a Ab- 
satz 3 Nummer 1 dürfen auf der Ebene der Erhebungs- 
einheit veröffentlicht werden, soweit nicht Erhebungs- 
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einheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7, die 
nicht dem Sektor Staat zuzurechnen sind, betroffen 
sind.“ 


Artikel 2 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium der Finanzen kann den Wortlaut 
des Finanz- und Personalstatistikgesetzes in der vom In- 
krafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bun- 
desgesetzblatt bekannt machen. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 2013 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Wesentlicher Inhalt des Entwnrfs 

Mit der Änderung des Gesetzes über die Statistiken der öf- 
fentlichen Finanzen und des Personals im öffentlichen 
Dienst (Finanz- und Personalstatistikgesetz - FPStatG) wer- 
den vor allem statistische Anforderungen der EU erfüllt. 

Die rechtliche Zuordnung der Zweckverbände und anderer 
juristischer Personen zwischengemeindlicher Zusammenar- 
beit unter die Erhebungseinheiten der öffentlichen Fonds, 
Eirrrichtungen und Unternehmen spiegelt unter anderem den 
Methodenwechsel wider, der in der Finanz- und Personal- 
standstatistik stattfmdet. Die Sektorzugehörigkeit wird bei 
diesen Einrichtungen wie bei allen öffentlichen Fonds, Ein- 
richtungen und Unternehmen nach den Regelungen des Eu- 
ropäischen Systeius der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen - ESVG (Verordnung (EG) Nr. 2223/96 des Rates 
vom 25. Juni 1996 zum Europäischen System Volkswirt- 
schaftlicher Gesamtrechnungen auf nationaler und regiona- 
ler Ebene in der Europäischen Gemeinschaft (ABI. L 310 
vom 30.11.1996, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung) 
vorgenommen. Damit werden neben den jeweiligen Kern- 
haushalten alle anderen zum Sektor Staat zählenden Einhei- 
ten als sog. Extrahaushalte erfasst. 

Die Regelung in der Statistik der Einnahmen und Ausgaben 
deckt sowohl bei den jährlichen als auch bei den vierteljähr- 
lichen Erhebungen die Datenlieferungen aus allen bestehen- 
den Rechnungslegungssystemen - kameral, doppisch und 
kaufmännisch - ab. Bei der vierteljährlichen Erhebung bei 
den öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, 
die zum Staatssektor gehören, führt die Einführung einer 
Abschneidegrenze zu einer Entlastung kleiner Einheiten. 

ln der Statistik über die Schulden, Sicherheiten für Schul- 
den und Finanzaktiva sind bei den Erhebungseinheiten, die 
nach der Verordnung (EG) Nr. 2223/96 zum Sektor Staat 
gehören, differenzierte Daten zu Schuldenerlassen und 
-übernahmen zu erheben, um diese an das Statistische Amt 
der Europäischen Union (Eurostat) zu übermitteln. Dadurch 
werden Lieferverpflichtungen im Rahmen des Verfahrens 
bei einem übermäßigen Defizit aufgrund der Verordnung 
(EG) Nr. 479/2009 des Rates vom 25. Mai 2009 über die 
Anwendung des dem Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über das Ver- 
fahren bei einem übermäßigen Defizit (ABI. L 145 vom 
10.6.2009, S. 1), die durch Verordnung (EU) Nr. 679/2010 
des Rates vom 26. Juli 2010 (ABI. L 198 vom 30.7.2010, 
S. 1) geändert worden ist, erfüllt. Bei den Erhebungseinhei- 
ten, die dem Sektor Staat zuzurechnen sind, sind zur Ge- 
währleistung einer hinreichenden Kohärenz die finanziellen 
Transaktionen, die bislang zu großen Teilen aus verschiede- 
nen sekundären Datenquellen übernommen wurden, jetzt 
auch direkt (vierteljährlich) zu erheben. Dies ist notwendig, 
um zu gewährleisten, dass die Bundesrepublik Deutschland 
den aufgrund der Richtlinie 2011/85/EU des Rates über die 
Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen der 
Mitgliedstaaten gestiegenen Anforderungen an die Qualität 
finanzstatistischer Daten entsprechen kann. 


Aufgrund der Einführung des Tarifvertrages für den öffent- 
lichen Dienst (TVöD) und des Tarifvertrages für den öffent- 
lichen Dienst der Länder (TV-L) sind Anpassungen hin- 
sichtlich der Erhebungsmerkmale in der Personalstandsta- 
tistik erforderlich. Darüber hinaus ist es für die versiche- 
rungsmathematische Ermittlung der Zuweisungssätze zum 
Versorgungsfonds des Bundes notwendig, den Personen- 
kreis zu kennen, der für Zuführungen an und spätere Ent- 
nahmen aus dem Fonds relevant ist. Die Erhebung for- 
schungsspezifischer Merkmale zum wissenschaftlichen Per- 
sonal bei den Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung führt zu einer erheblichen Qualitätsver- 
besserung der Statistik. Für die Versorgungsempfängersta- 
tistik des Bundes wird der Einzelplan als zusätzliches Erhe- 
bungsmerkmal benötigt. Die Sonderversorgungsempfänger- 
statistik, die Leistungen der Sonderversorgungssysteme der 
ehemaligen DDR erfasst, wird aus Gründen der Kostenein- 
sparung eingestellt, da der Umfang der Leistungen nur noch 
relativ gering ist. 

Zur Erfüllung der europäischen und nationalen Anforderun- 
gen an Qualität und Transparenz müssen Finanzströme und 
-bestände innerhalb des Staatssektors und auch zwischen 
Einheiten des Sektors Staat und dem öffentlichen bzw. 
privaten Sektor vollständig erfasst und richtig klassifiziert 
werden. Ermöglicht wird dies durch die Einführung einer 
einheitlichen Datenbank zum Berichtskreismanagement. 
Mit der Änderung des FPStatG ist es künftig zulässig, dass 
die statistischen Ämter des Bundes und der Länder Angaben 
aus dieser Datenbank bereitstellen, die u. a. die Be- 
wirtschafter in die Lage versetzen, Finanzströme zwischen 
Einheiten des Sektors Staat sowie zwischen Einheiten Staat 
und dem öffentlichen bzw. privaten Bereich korrekt im 
Sinne des Schalenkonzeptes bzw. des ESVG 95 zu buchen. 
Darüber hinaus kann mit Hilfe der übermittelten Informa- 
tionen bei den im FPStatG genannten Erhebungseinheiten 
die Zugehörigkeit zum Sektor Staat festgestellt werden. 
Sollten Angaben in der Datenbank Erhebungsmerkmalen zu 
den im FPStatG genannten Statistiken entsprechen, dürfen 
diese Angaben übernommen werden. Dadurch werden die 
Auskunftspfiichtigen entlastet und die Kosten der Statistik- 
produktion gesenkt. Dies bedeutet auch, dass der Erhe- 
bungskatalog der zusätzlichen Erhebungsmerkmale redu- 
ziert werden kann. Darüber hinaus dürfen mit der Regelung 
zur Veröffentlichung neben den statistischen Ergebnissen 
auf der Ebene der Erhebungseinheit auch sogenaimte Meta- 
informationen zu den Erhebungseinheiten veröffentlicht 
werden. 

Die zentrale Erhebung der Ausgaben und Einnahmen und 
der Schulden bei den Kemhaushalten sowie bei den kameral 
buchenden Extrahaushalten schafft Synergieeffekte. Dies 
gilt insbesondere für die Lieferung der Daten an Eurostat, 
da deren Lieferung direkt über das Statistische Bundesamt 
zeitlich schneller erfolgen kann als wie bisher dezentral 
über die statistischen Ämter der Länder. Entsprechend der 
Regelung in der Personalstandstatistik wird die zentrale Er- 
hebung der Schulden und des Finanzvermögens bei den So- 
zialversicherungsträgem auf diejenigen beschränkt, die un- 
ter der Aufsicht des Bundes stehen. 
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II. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 73 Absatz 1 Nummer 1 1 GG (Statistik für Bundes- 
zwecke). 

III. Kosten 

Dieses Gesetz wird bei der Statistikerstellung sowohl ein- 
malige Umstellungskosten als auch jährliche Mehrkosten 
sowohl im Statistischen Bundesamt als auch in den statisti- 
schen Ämtern der Länder (Datenempfänger) verursachen. 
Außerdem wird die durch dieses Gesetz ausgelöste zusätzli- 
che Bereitstellung von Daten Aufwand bei den Erhebungs- 
einheiten der Gebietskörperschaften und den ihnen nach den 
Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) Nr. 2223/ 
96 zuzurechnenden Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 
(Datenmelder) verursachen. Diese Kosten entstehen in ers- 
ter Linie durch die Umsetzung der gestiegenen Anforderun- 
gen durch die EU, nämlich 

- die vierteljährliche Erhebung finanzieller Transaktionen; 

- die Bereitstellung und die Aktualisierung einer Daten- 
bank für das Berichtskreismanagement. 

Um den zusätzlichen Erhebungsautwand durch dieses Ge- 
setz auf ein Mindestmaß zu reduzieren, werden die entste- 
henden Mehraufwendungen insbesondere durch folgende 
Maßnahmen gedämpft und teilweise kompensiert: 

- Einführung einer Abschneidegrenze bei der vierteljähr- 
lichen Erhebungen der Einnahmen und Ausgaben, der 
Schulden und der finanziellen Transaktionen bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 10, die 
nach den Definitionen im Anhang A der Verordnung 
(EG) Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zuzurechnen sind, 

- Streichung der Sonderversorgungsempfangerstatistik, 

- Erweiterung zentraler Erhebungen (Verringerung des Er- 
hebungsaufwands der statistischen Landesämter). 

Nach einer Ex-ante-Schätzung des Statistischen Bundesam- 
tes entstehen seitens der Datenempfänger für die Durchfüh- 
rung des Gesetzes jährlich Kosten in Höhe von insgesamt 
etwa 2,66 Mio. Euro. Davon entfallen auf den Bund ca. 
255 000 Euro, auf die Länder - nach derzeitigem Stand - 
rund 2,41 Mio. Euro. Darin enthalten sind Personalforde- 
rungen des Statistischen Bundesamtes in Höhe von 4,5 Stel- 
len im gehobenen Dienst der Wertigkeit E9. Einmalig ent- 
stehen beim Bund Umstellungskosten in Höhe von etwa 
280 000 Euro. Über die Deckung des Mehrbedarfs wird im 
Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2014 ent- 
schieden werden. Bei den Ländern entstehen einmalige Um- 
stellungskosten in Höhe von insgesamt ca. 632 000 Euro 
(darunter rund 188 000 Euro an Kosten für die Verbund- 
programmierung) . 

Seitens der Datenmelder entsteht für die Durchführung des 
Gesetzes ein jährlicher Erfüllungsaufwand von rund 
10,67 Mio. Euro (vgl. Tabelle für die Aufteilung nach 
Datenmeldem). Sollten bei den Datenmeldem überhaupt 
einmalige Umstellungskosten anfallen, bewegen sich diese 

- basierend auf den vorliegenden Rechercheergebnissen - 
im Bagatellbereich. 


Tabelle: Jährlicher Mehraufwand in 1 000 Euro nach Daten- 
melder 


Bund 

Länder 

Kom- 

munen 

Sozial- 

versiche- 

rung 

staatliche Fonds, 
Einrichtungen 
und Unternehmen 

ins- 

gesamt 

1 

7 

6 450 

450 

3 760 

10 670 


Die in den Ex-ante-Schätzungen angesetzten Fallzahlen ba- 
sieren auf Abfragen in den Fachreferaten des Statistischen 
Bundesamtes zu den jeweiligen Fachstatistiken. Die Fall- 
zahl der Melder setzt sich aus verschiedenen Erhebungsein- 
heiten zusammen, die in § 2 Absatz 1 FPStatG aufgeführt 
sind. 

Die Änderungen in § 2 Absatz 1 Nummer 4 und 10, § 3 
Absatz 3, § 11, § 12, § 14 und § 15 haben keine Auswirkun- 
gen auf den Ertüllungsaufwand der Melder. Die Erfüllungs- 
aufwandsänderungen für Melder, die durch die Änderungen 
in § 1 Absatz 6, § 2 Absatz 4 und § 8 entstehen, wurden von 
den Befragten als vernachlässigbar eingeschätzt. 

Die Änderungen des § 9 wirken sich in Bezug auf den Er- 
füllungsaufwand der Melder in der Form aus, dass sich eine 
geringe Anzahl an Erhebungsmerkmalen ändert. Die Entlas- 
tung wird ebenfalls als vemachlässigbar eingeschätzt. 

Die Entlastungen, die an verschiedenen Stellen dadurch ent- 
stehen, dass zusätzliche Meldearten nach verschiedenen 
Rechnungswesenarten zugelassen werden, werden als ver- 
nachlässigbar eingestuft. 

Der Mehraufwand für zusätzliche zu meldende Merkmale 
wurde geschätzt, indem die Zeitzunahme proportional zum 
Aufwand für die bisherige Meldung hochgerechnet wurde. 
Dieser Ansatz basiert auf dem zuvor erläuterten Sachver- 
halt, dass die Meldungen tendenziell nicht automatisiert, 
sondern manuell erfolgen. Der angesetzte Standardtarif ent- 
spricht den Modellvorgaben des Leitfadens zur Ermittlung 
und Darstellung des Erfüllungsaufwands in Regelungsvor- 
haben der Bundesregierung. Dabei wurde für die Fonds, 
Eiiuichtung und Unternehmen vereinfachend angenommen, 
dass sie sich verwaltungshierarchieebenenübergreifend ver- 
teilen. Aus diesem Grund wurde in den Aufwandsberech- 
nungen für diese Fallgruppe ein ebenenübergreifender Stan- 
dardtarif verwendet. Die Fallzahlen ergeben sich durch 
Multiplikation der Anzahl der Meldungen pro Jahr mit der 
Anzahl der berichtspflichtigen Stellen. Die Berichtspflichti- 
gen sind der Bund, 16 Länder, rund 13 400 Kommunen, 390 
Berichtsstellen der Sozialversicherungen und rund 2 500 
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die zum Sektor 
Staat zählen. 

Die Bestimmungen des Gesetzes haben keinen Einfluss auf 
die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 
Zu Nummer 1 (§ 1) 

Zu Buchstabe a (Nummer 3) 

Der Ausdruck „Sicherheiten für Schulden“ umfasst Bürg- 
schaften, Garantien und sonstige Gewährleistungen. 
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Zu den Buchstaben b und c (Nummer 5 und 6) 

Die Sonderversorgungsempfängerstatistik wird nicht mehr 
durchgefiihrt. Hinsichtlich der Aufhebung dieser Statistik 
wird auf die Begründung zu § 8 verwiesen. 

Zu Nummer 2 (§ 2) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Zweckverbände und andere juristische Personen zwischen- 
gemeindlicher Zusammenarbeit, soweit sie an Stelle kom- 
munaler Körperschaften kommunale Aufgaben erfüllen, 
werden bisher als Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Nummer 4 erfasst. Die rechtliche Zuordnung „anderer juris- 
tischer Personen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit“ 
in Abgrenzung zu den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Nummer 10 ist oftmals schwierig und führt teilweise zu 
einer inkonsistenten Behandlung dieser Einheiten in den 
einzelnen Finanzstatistiken. 

Zweckverbände und andere juristische Personen zwischen- 
gemeindlicher Zusammenarbeit werden gegründet, um eine 
spezielle Aufgabe zu übernehmen, die die Beteiligten aus 
ihren Haushalten ausgelagert haben. Die Einnahmen und 
Ausgaben dieser Einheiten sind nicht mehr in den Haushal- 
ten der Eigner bzw. Verbandsmitglieder enthalten. Damit 
ähneln diese Einheiten stark den öffentlichen Fonds, Ein- 
richtungen und Unternehmen nach § 2 Absatz 1 Num- 
mer 10. Auch die in der Anlage zur Begründung zum Ge- 
setz vom 21. Dezember 1992 (Bundestagsdrucksache 12/ 
3256) genannten koiumunalen Gebietsrechenzentren wer- 
den heute nicht mehr zwingend als Zweckverbände, son- 
dern z. B. als Eigenbetrieb oder in privater Rechtsform ge- 
führt. Dies zeigt, dass die zwischengemeindliche Zusam- 
menarbeit inzwischen eine sehr große Vielfalt an Rechts- 
und Organisationsfonuen erreicht hat und eine eindeutige 
Abgrenzung zu den Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 0 nicht mehr möglich ist. Da- 
her werden Zweckverbände und andere juristische Personen 
zwischengemeindlicher Zusamiuenarbeit künftig als Erhe- 
bungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Numiuer 10 erfasst. Dort 
werden sie ausdrücklich genannt, um sicherzustellen, dass 
sie weiterhin zum Berichtskreis des Finanz- und Personal- 
statistikgesetzes zählen. Die Neufassung des § 2 Absatz 1 
Nuirrmer 10 spiegelt auch den Methodenwechsel wider, der 
in den Finanz- und Personalstandstatistiken 20 1 0/20 1 1 statt- 
fand. Seitdem wird die Sektorzugehörigkeit bei den Zweck- 
verbänden wie bei allen öffentlichen Fonds, Eimichtungen 
und Unternehmen nach den Regelungen des Europäischen 
Systems der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen - 
ESVG (Verordnung (EG) Nr. 2223/96) vorgenommen. Die 
Subsumtion der Zweckverbände unter § 2 Absatz 1 Num- 
mer 10 bietet eine bessere Gewähr dafür, dass die vom 
ESVG vorgegebene Sektorabgrenzung und die daraus resul- 
tierenden Berichtspflichten in allen Finanz- und Personal- 
standstatistiken einheitlich gehandhabt werden. 

Zu Buchstabe b (Absatz 3) 

Es handelt sich um Folgeänderungen. Da die Zweck- 
verbände künftig unter die Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 0 fallen, ist die Nummer 4 zweimal zu 
streichen. 


Zu Buchstabe c (Absatz 4) 

Die Klärung des Kreises der Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 4, die nach den Definitionen im Anhang A der Ver- 
ordnung (EG) Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zuzurechnen 
sind, wird künftig mit Hilfe der „Datenbank Berichtskreis- 
management“ nach dem neu eingefügten § 9a Absatz 5 
durchgeführt. 

Zu Nummer 3 (§ 3) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1) 

Aus Gründen der einheitlichen Bezeichnung wird im ge- 
samten Gesetzestext nur noch die Terminologie , jeweils 
festgelegten (Funktionen- und) Gruppierungsplan“ verwen- 
det. Maßgeblich ist der im Gremium zur Standardisierung 
des staatlichen Rechnungswesens nach § 49a des Haushalts- 
grundsätzegesetzes beschlossene Standard. Dessen Umset- 
zung erfolgt durch Verwaltungsvorschriften des Bundes und 
der Länder. Auf der Grundlage der zwischen Bund und Län- 
dern getroffenen Absprachen ist davon auszugehen, dass die 
Länder die mit der vorgesehenen Mehrheit erzielten Ar- 
beitsergebnisse des Standardisierungsgremiums durch Ver- 
waltungsvorschriften Umsetzen. 

Der inzwischen nicht mehr verwendete Ausdruck „Jahres- 
rechnung“ wird durch den zutreffenden Ausdruck „Haus- 
haltsrechnung“ ersetzt. 

Zu den Buchstaben b und c (Absatz 2 und 3) 

Zweckverbände werden künftig unter § 2 Absatz 1 
Nummer 10 erfasst. Infolgedessen werden diese nach § 3 
Absatz 7 und 8 erhoben. 

Zu Buchstabe d (Absatz 4) 

Folgeänderung aus Nummer 3 Buchstabe a. 

Zu den Buchstaben e und f (Absatz 5 und 6) 

Die Regelung deckt sowohl bei den jährlichen als auch bei 
den vierteljährlichen Erhebungen die Datenlieferungen aus 
allen bestehenden Rechnungslegungssystemen - kameral, 
doppisch, kaufmännisch - ab. Bei den Einrichtungen für 
Wissenschaft, Forschung und Entwicklung, die das komiuu- 
nale doppische Rechnungswesen anwenden, ist entspre- 
chend wie bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
nach § 3 Absatz 2 die Lieferung kameraler oder doppischer 
Daten zulässig. Bei den Einrichtungen für Wissenschaft, 
Forschung und Entwicklung, die das staatliche doppische 
Rechnungswesen anwenden, wird entsprechend der Rege- 
lung in § 3 Absatz 1 Nuiumer 1 Buchstabe c und Num- 
mer 2 Buchstabe a die Lieferung kameraler Daten festge- 
schrieben. Damit soll gewährleistet werden, dass die Daten 
doppisch buchender Länder und die Daten ihrer doppisch 
buchenden Eimichtungen für Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung einheitlich nach kameralen Systematiken ge- 
liefert werden. 

Darüber hinaus wurden mit der Verordnung (EG) Nr. 479/ 
2009 die europäischen Anforderungen an die Qualität und 
Aktualität der Staatsfinanzdaten und somit die Anforderun- 
gen an die Qualität der zu liefernden statistischen Daten ver- 
schärft. Die erhöhten Anforderungen an die Qualität der sta- 
tistischen Daten ergeben sich auch aus der Mitteilung der 
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Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
vom 15. April 2011 „Ein robustes Qualitätsmanagement für 
die europäischen Statistiken“ ([KOM(2011) 211]). Demzu- 
folge ist es erforderlich, die Einrichtungen, die nach dem 
ESVG zum Staatssektor zählen, darunter auch die Einrich- 
tungen für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung, vier- 
teljährlich zu erheben. Die Einnahmen und Ausgaben bzw. 
Aufwendungen und Erträge der Einrichtungen für Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung, die zum Staatssektor 
gehören (Extrahaushalte), werden in großem Maße von sta- 
tistischen Ausreißern beeinflusst. Eine Auswahl nach dem 
Konzentrationsprinzip (Abschneidegrenze) ist daher mög- 
lich und entlastet kleine Einheiten. Eine unterjährige Zu- 
schätzung der Einnahmen und der Ausgaben bzw. der Er- 
träge und der Aufwendungen der Erhebungseinheiten, die 
unter der Abschneidegrenze von 250 000 Euro im Jahr lie- 
gen, ist für die Einrichtungen für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung, die zum Staatssektor gehören, auf Basis 
der Jahreserhebungen möglich. 

Zu Buchstabe g (Absatz 7 und 8) 

Da Zweckverbände und andere juristische Personen zwi- 
schengemeindlicher Zusammenarbeit künftig als Erhe- 
bungseinheiten unter § 2 Absatz 1 Nummer 10 zu erfassen 
sind, muss auch § 3, der die Erhebungsmerkmale regelt, an- 
gepasst werden. In § 3 Absatz 7 ist die jährliche Erhebung 
der öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 
geregelt, in Absatz 8 die vierteljährliche Erhebung der öf- 
fentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die zum 
Staatssektor gehören. Die Neufassung deckt die Daten- 
lieferungen aus allen bestehenden Rechnungslegungssyste- 
men - kameral, doppisch, kaufmännisch - ab. Für öffent- 
liche Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die das kom- 
munale doppische Rechnungswesen anwenden, ist entspre- 
chend wie bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden die 
Lieferung kameraler oder doppischer Daten zulässig 
(§ 3 Absatz 2). Für öffentliche Fonds, Einrichtungen und 
Unternehmen, die das staatliche doppische Rechnungs- 
wesen anwenden, wird entsprechend der Regelung in § 3 
Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c und Nummer 2 Buch- 
stabe a die Lieferung kameraler Daten festgeschrieben. Da- 
mit soll gewährleistet werden, dass die Daten doppisch bu- 
chender Länder und die Daten ihrer doppisch buchenden 
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen einheitlich nach 
kameralen Systematiken geliefert werden. 

Die Einnahmen und Ausgaben bzw. Aufwendungen und Er- 
träge bei der vierteljährlichen Erhebung der öffentlichen 
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen, die zum Staatssek- 
tor gehören (Extrahaushalte), werden in großem Maße von 
statistischen Ausreißern beeinflusst. Eine Auswahl nach 
dem Konzentrationsprinzip (Abschneidegrenze) ist daher 
möglich und entlastet kleine Einheiten auf staatlicher und 
kommunaler Ebene. Eine unterjährige Zuschätzung der Ein- 
nahmen und Ausgaben bzw. Erträge und Aufwendungen der 
Erhebungseinheiten, die unter der Abschneidegrenze von 
250 000 Euro im Jahr liegen ist auf Basis der Jahreserhe- 
bungen möglich. 

Zu Nummer 5 (§ 5) 

Bei den Erhebungseinheiten, die nach der Verordnung (EG) 
Nr. 2223/96 zum Sektor Staat gehören, sind für die Er- 


füllung der Lieferverpflichtungen im Rahmen des Verfah- 
rens bei einem übermäßigen Defizit aufgrund der Verord- 
nung (EG) Nr. 479/2009 - geändert durch die Verordnung 
(EU) Nr. 679/2010 - differenzierte Daten zu Schuldenerlas- 
sen und -übernahmen zu erheben, um diese an Eurostat zu 
übermitteln. Des Weiteren wird für diese Erhebungsein- 
heiten auch der Stand der Schulden bei Kreditinstituten und 
inländischen Unternehmen, die nicht öffentliche Unterneh- 
men sind, und bei natürlichen Personen des Auslandes, so- 
weit sie nicht zu den Kredituntemehmen zählen, erhoben. 
Darüber hinaus wird bei den Erhebungseinheiten des Staats- 
sektors die Erhebung der Merkmale Schuldenaufnahme und 
-tilgung sowie sonstige Zu- und Abgänge auf die Schuld- 
arten Wertpapiere und Kredite beschränkt. 

Bei den von den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10 übernommenen Sicherheiten 
für Schulden ist eine Differenzierung nach den Bürgschafts- 
nehmem bzw. den Begünstigten aus Garantien und sonsti- 
gen Gewährleistungen (öffentlich oder privat) erforderlich. 
Nach der Verordnung (EG) Nr. 479/2009 dienen diese An- 
gaben der Erfüllung der Lieferverpflichtungen an Eurostat 
im Rahmen der Maastricht-Notifikation. Im Rahmen der 
Finanzvermögensstatistik ist bei den Erhebungseinheiten 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, 5, 7 und 10, soweit sie 
nach den Definitionen im Anhang A der Verordnung (EG) 
Nr. 2223/96 dem Sektor Staat zugerechnet werden, zusätz- 
lich der Verzicht auf Forderungen zu erheben, da dieser bis- 
lang statistisch nicht nachgewiesen wird, jedoch in die Be- 
rechnung des Maastricht-Defizits einfließen muss. 

Nach § 5 dürfen keine personenbezogenen Daten erhoben 
werden. 

Die Anforderungen der EU an die Qualität der Statistiken 
zum Staatssektor und deren Überwachung sind auch unter- 
stützt von Deutschland in den letzten Jahren drastisch ge- 
stiegen. Dabei sind insbesondere die bis Ende 2013 umzu- 
setzenden Ansprüche gemäß Richtlinie 2011/85/EU vom 
8. November 2011 an eine kohärente und vollständige Ab- 
deckung sowie die Integrität der zugrunde liegenden Date- 
nerhebungs- und Verarbeitungssysteme explizit herausge- 
stellt und von Bedeutung (Artikel 3 und Artikel 12). Hohe 
und anhaltende unerklärte Differenzen zwischen dem Defi- 
zit und der Änderung des Schuldenstandes (unerklärte Be- 
standsanpassungen bei den Überleitungsrechnungen im 
Rahmen der Maastricht-Notifikation) werden mittlerweile 
nach EU-Recht (vgl. Artikel 11b, Absatz 3, Buchstabe e) 
der Verordnung (EG) 479/2009 in der geänderten Fassung) 
als Hinweise auf erhebliche Risiken oder Probleme bei der 
Datenqualität gewertet. Zugleich beeinträchtigen die zahl- 
reichen Ausgliederungen von Einheiten aus den Kernhaus- 
halten und die Schaffung weiterer Extrahaushalte eine 
umfassende und kohärente Abbildung des Staatssektors in 
verschiedenen sekundären Datenquellen, die bisher im 
Rahmen der Maastricht-Notifikationen genutzt werden. So 
werden bislang für Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Nummer 10, die nach den Definitionen im Anhang A der 
Verordnung (EG) Nr. 2223/96 in der jeweils geltenden Fas- 
sung dem Sektor Staat zugerechnet werden und bei denen 
das kaufmäimische Rechnungswesen angewendet wird, 
keine Transaktion in Finanzaktiva nachgewiesen. In ande- 
ren Fällen kommt es im bestehenden System primärer und 
sekundärer Datenquellen mitunter zu Doppelzählungen, da 
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beispielsweise Geldanlagen sowohl in der Finanzstatistik 
(z. B. als Darlehensvergaben oder Beteiligungserwerbe) als 
auch in der Banken- oder Depotstatistik (z. B. Einlage bei 
Banken oder festverzinsliche Wertpapiere) erfasst werden, 
jedoch nicht einzeln identifizierbar sind. Zur Verbesserung 
von Kohärenz und Integrität sowie zur Reduzierung des Ri- 
sikos eines Auftretens erheblicher statistischer Differenzen 
ist es daher erforderlich, solche bestehenden Lücken und In- 
kohärenzen mit der vierteljährlichen Erhebung von Trans- 
aktionen in Finanzaktiva im Rahmen der Finanzstatistik zu 
schließen, um die auf der europäischen Ebene auch von 
Deutschland explizit eingegangenen Verpflichtungen zu er- 
füllen. 

Die im Rahmen der Überleitungsrechnungen bei den Maas- 
tricht-Notifikationen benötigten Transaktionen in Finanzak- 
tiva werden bereits in Teilen in den Statistiken nach § 3 
nachgewiesen. Dazu gehören insbesondere Darlehensverga- 
ben und -rückflüsse sowie Beteiligungserwerbe und -Ver- 
äußerungen. Eine Erhebung des vollständigen Lieferpro- 
gramms analog zur jährlichen Finanzvermögensstatistik ist 
daher nicht bei allen Erhebungseinheiten notwendig. Um 
bei möglichst geringem zusätzlichen Erhebungsaufwand die 
europäischen Vorgaben zu erfüllen, ist insofern vierteljähr- 
lich überwiegend lediglich eine ergänzende Erhebung der 
nicht bereits abgedeckten Positionen notwendig. Um den 
zusätzlichen Erhebungsaufwand zu minimieren, können 
Angaben im Fall von Bargeld und Einlagen vereinfachend 
aus Bestandsänderungen zwischen den zwei Stichtagen zu 
Beginn und zum Ende der Berichtsperiode ermittelt werden, 
da in diesem Fall lediglich ein Nettoausweis der Transaktio- 
nen sinnvoll ist. Bei börsennotierten Wertpapieren wie etwa 
Anleihen oder Anteilsrechten (und sofern bei letzteren der 
Nachweis nicht bereits im Rahmen der Statistiken nach § 3 
abgedeckt ist) sind bei einer auf Bestandsdaten basierenden 
Ermittlung gegebenenfalls Bereinigungen um Kurswert- 
änderungen vorzunehmen. Alternativ könnten diese Trans- 
aktionen jedoch auch auf Basis der Kaufs- und/oder Ver- 
kaufsabrechnungen (netto) ermittelt werden. 

Da die Statistik nach § 5 Nummer 4 im Rahmen der viertel- 
jährlichen Statistiken nach § 3 erhoben werden soll, ist bei 
der Statistik nach § 5 Nummer 4, sofern die Erhebungsein- 
heiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 7 und 10 betroffen sind, 
eine Abschneidegrenze nach dem Konzentrationsprinzip 
entsprechend der Regelung in § 3 Absatz 6 und 8 erforder- 
lich. In § 3 Absatz 8 kann bei den Hochschulen von der Er- 
hebung abgesehen werden. Diese müssen in der Statistik 
nach § 5 Nummer 4 jedoch erhoben werden. 

Die alternative Fortsetzung der Verwendung teils unvoll- 
ständiger und nicht hinreichend kohärenter primärer und 
sekundärer Datenquellen für die Zwecke europäischer Sta- 
tistiken zum Staatssektor ist mit den neuen Qualitätsanfor- 
derungen nicht mehr zu vereinbaren, wie das wiederholte 
Ausdrücken von Besorgnis durch Eurostat hinsichtlich auf- 
getretener unerklärter Differenzen zwischen Defizit und 
Änderung des Schuldenstands belegt. Die unmittelbare und 
vollständige vierteljährliche Erhebung bei den Einheiten des 
Staatssektors ist aus Sicht der für die Datenerstellung Ver- 
antwortlichen auch notwendig, um zu vermeiden, dass im 
Extremfall Deutschland erhebliche finanzielle Sanktionen 
wegen schwerwiegender Verfehlungen im Bereich der Sta- 
tistik drohen. Insgesamt ist es auch angesichts der Erfahrun- 


gen in der jüngsten Vergangenheit von großer Bedeutung, 
dass in der Währungsunion qualitativ hochwertige Daten 
zum Staatssektor erhoben werden und in die Statistiken ein- 
fließen und die europäischen Vorgaben auch tatsächlich auf 
der nationalen Ebene umgesetzt werden. Mit der vierteljähr- 
lichen Erhebung der finanziellen Transaktionen wird eine 
einheitliche Datenbasis geschaffen, von der eine erhebliche 
Verbesserung der Kohärenz und Integrität des statistischen 
Systems und damit ein Rückgang der unerklärten Differen- 
zen zwischen Defizit und Änderung des Schuldenstandes 
erwartet wird. 

Bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 10, 
die nicht zum Sektor Staat zählen, werden die Erhebungs- 
merkmale weniger tief gegliedert als bei den Erhebungsein- 
heiten, die dem Sektor Staat angehören. So ist es bei der 
Erhebung des Schuldenstandes, der Schuldenaufnahmen 
und -tilgungen und der sonstigen Zu- und Abgänge nicht er- 
forderlich, nach einzelnen Gläubigem, d. h. tief gegliedert, 
sondern nach Gläubigergrappen zu erheben. Es reicht aus, 
wenn jeweils nur eine Angabe (Gesamtsumme) für alle 
Gläubiger, die dem Sektor Staat und nur eine Angabe für 
alle Gläubiger, die nicht dem Sektor Staat zuzurechnen sind, 
erhoben wird. 

Zu Nummer 6 (§ 6) 

Durch die Einfühmng des Tarifvertrages für den öffentli- 
chen Dienst (TVöD) und den Tarifvertrag für den öffentli- 
chen Dienst der Länder (TV-L) wurden der Bundesange- 
stelltentarifvertrag (BAT) einschließlich des BAT-Ost und 
der Manteltarifvertrag für Arbeiterinnen und Arbeiter des 
Bundes und der Länder (MTArb) einschließlich des Tarif- 
vertrages zur Anpassung des Tarifrechts für Arbeiter an den 
MTArb (MTArb-0) abgelöst. Da die Lebensaltersstufe und 
die Ortszuschlagsstufe in die neuen Tarifverträge nicht mehr 
aufgenommen wurden, sind sie in der Personalstandstatistik 
als Erhebungsmerkmale zu streichen. 

Für die versichemngsmathematische Ermittlung der Zuwei- 
sungssätze zum Versorgungsfonds des Bundes ist es not- 
wendig, den Personenkreis zu kennen, der für Zufuhmngen 
an und spätere Entnahmen aus dem Fonds relevant ist. Die 
Zuweisungen zum Versorgungsfonds des Bundes werden 
unterjährig gezahlt. Um den Personenkreis zu bestimmen, 
für den diese Zuweisungen jeweils gezahlt wurden, ist zu- 
sätzlich zum Jahr auch der Monat, ab dem Zuweisungen ge- 
leistet werden, zu erfassen. 

Da der Erhebungskatalog der zusätzlichen Erhebungsmerk- 
male nach § 9 reduziert wird, entfällt bei den Erhebungsein- 
heiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 10 auch das Erhebungs- 
merkmal Aufgabenbereich. Um dieses in der Personalstand- 
statistik weiter erheben zu dürfen, wird Absatz 1 Nummer 8 
um die Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Nummer 10 
erweitert. Darüber hinaus wird für diese Erhebungseinhei- 
ten die Möglichkeit geschaffen, alternativ zum Aufgaben- 
bereich die Produktgruppe zu erheben. Dies ist sinnvoll, da 
bei kommunalen Einrichtungen zunehmend das doppische 
Rechnungswesen angewendet wird. Auch die Zweckver- 
bände und andere juristische Personen zwischengemeind- 
licher Zusammenarbeit, soweit sie an Stelle kommunaler 
Körperschaften kommunale Aufgaben erfüllen, werden 
durch diese Regelung abgedeckt. 
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Die Erhebung forschungsspezifischer Merkmale zum wis- 
senschaftlichen Personal bei den Einrichtungen für Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung führt zu einer erheb- 
lichen Qualitätsverbesserung der Statistik, die in der Folge 
tiefer gehende Analysen ähnlich wie im Bereich der Hoch- 
schulstatistik auch für das wissenschaftliche Personal an 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen ermöglichen 
wird. Darüber hinaus wird den steigenden Qualitätsanforde- 
rungen zur Forschungsstatistik im Rahmen der Verordnung 
(EG) Nr. 753/2004 zur Durchführung der Entscheidung 
Nr. 1608/2003/EG bezüglich der Statistiken über Wissen- 
schaft und Technologie Rechnung getragen. 

Zu Nummer 7 (§ 7 Absatz 1) 

Für die Versorgungsempfangerstatistik des Bundes wird der 
Einzelplan als zusätzliches Erhebungsmerkmal benötigt. 
Früher wurden für alle Versorgungsempfänger des Bundes 
die Versorgungsausgaben im Einzelplan 33 des Bundeshalts 
ausgewiesen. Nun erfolgt der Nachweis dieser Ausgaben im 
Einzelplan des jeweiligen Ministeriums. Für die Haushalts- 
planung des Bundes wird eine entsprechende Unterteilung 
der statistischen Ergebnisse benötigt. 

Zu Nummer 8 (§ 8 ) 

Die Sonderversorgungsempfängerstatistik erfasst Leistun- 
gen der Sonderversorgungssysteme der DDR, die nicht in 
die Rentenversicherung überführt wurden. Der Umfang der 
Leistungen ist heute nur noch relativ gering und wird in Zu- 
kunft immer weiter abnehmen. Daher wird die Statistik vor 
dem Hintergrund von Bürokratieabbau und Kosteneinspa- 
rungen eingestellt. 

Zu Nummer 9 (§ 9) 

In der Finanz- und Personalstandstatistik werden Einnah- 
men und Ausgaben, Schulden, Finanzvermögen und Perso- 
nal bei den Erhebungseinheiten des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden und der Gemeindeverbände, den Trägem der 
Sozialversichemng und den öffentlichen Fonds, Einrichtun- 
gen und Unternehmen erhoben. Um die neuen europäischen 
und nationalen Anforderangen an Qualität und Transparenz 
erfüllen zu können, wird durch den neu eingefügten § 9a 
eine von den statistischen Ämtern des Bundes und der Län- 
der gemeinsam genutzte Datenbank „Berichtskreismanage- 
ment“ eingeführt. Wie in der Begründung zu § 9a erläutert, 
führt dies dazu, dass die Auskunftspflichtigen entlastet und 
die Kosten der Statistikproduktion gesenkt werden. Dies be- 
deutet auch, dass der Erhebungskatalog der zusätzlichen Er- 
hebungsmerkmale reduziert werden kann, da die Angaben 
hierzu aus der Datenbank nach § 9a Absatz 6 übernommen 
werden dürfen. Die Auskunftspflichtigen werden durch die 
Reduzierung der Erhebungsmerkmale zusätzlich entlastet. 

Zu Nummer 10 (§ 9a) 

Zu Absatz 1 

Mit der Änderung der Verordnung (EG) Nr. 479/2009 im 
Jahr 2010 wurden die europäischen Anforderungen an die 
Qualität und Aktualität der Staatsfinanzdaten und somit die 
Anforderungen an die Qualität der zu liefernden statisti- 
schen Daten verschärft. Erhöhte Anforderungen an die Qua- 
lität der statistischen Daten ergeben sich auch aus der Mit- 


teilung der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat vom 15. April 2011 „Ein robustes Qualitätsmanage- 
ment für die europäischen Statistiken“ ([KOM(2011) 211]), 
die präventive Maßnahmen zur Verbesserung der Qualität 
vorgelagerter (finanzstatistischer) Daten fordert. Einer der 
Schwerpunkte ist die Vollständigkeit im Hinblick auf die 
Erfassung des Gesamtstaats, die sowohl die korrekte Ab- 
grenzung des Staatssektors als auch die korrekte Klassifika- 
tion der Transaktionen zwischen Einheiten des Staatssektors 
und anderen Einheiten umfasst. 

Ebenso werden auf nationaler Ebene qualitativ hochwertige 
statistische Daten benötigt. Flankiert werden diese Entwick- 
lungen von den Beschlüssen der Finanzministerkonferenz 
von Bund und Ländern vom 26. April 2007 und 8. Septem- 
ber 2011 zur Verbesserung der Datenqualität, die vom Sta- 
tistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Län- 
der eine spürbare Ausweitung der Qualitätssicherungsmaß- 
nahmen erwarten. Auch hier ist ein Schwerpunkt die umfas- 
sende und kohärente Abdeckung des Staatssektors. 

Zur Erfüllung der europäischen und nationalen Anforderun- 
gen an Qualität und Transparenz müssen Finanzströme und 
-bestände innerhalb des Staatssektors und auch zwischen 
Einheiten des Sektors Staat und dem öffentlichen bzw. pri- 
vaten Sektor vollständig erfasst werden. Ermöglicht wird 
dies durch die Einführung einer einheitlichen Datenbank 
zum Berichtskreismanagement. Andernfalls müssten diese 
statistikübergreifenden Angaben in jeder einzelnen Erhe- 
bung neu erfragt werden, was eine entsprechende Belastung 
der Auskunftspflichtigen zur Folge hätte. Die Einführung 
der Datenbank dient daher der Entlastung der Auskunfts- 
pflichtigen und der statistischen Ämter. Eine vergleichbare 
Alternative zur Datenbank Berichtskreismanagement gibt es 
unter den genannten Rahmenbedingungen nicht. 

Zu Absatz 2 

In Deutschland werden auf der Grundlage des FPStatG bei 
den Erhebungseinheiten des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden und der Gemeindeverbände, der Träger der Sozial- 
versicherung und der öffentlichen Fonds, Einrichtungen und 
Unternehmen Einnahmen und Ausgaben, Schulden, Finanz- 
vermögen und Personal erhoben. Um die oben genannten 
neuen europäischen und nationalen Anforderungen an Qua- 
lität und Transparenz erfüllen zu können, wird eine von den 
statistischen Ämtern des Bundes und der Länder gemeinsam 
genutzte Datenbank „Berichtskreismanagement“ einge- 
führt. Die Datenbank dient zur Verwaltung der Erhebungs- 
einheiten der Finanz- und Personalstatistiken. Nutzer des 
Berichtskreismanagement sind ausschließlich die statisti- 
schen Ämter des Bundes und der Länder. Jedes statistische 
Amt kann nur seinen Bereich des Berichtskreismanage- 
ments bearbeiten bzw. Änderungen durchführen. Zur Erfül- 
lung übergreifender Aufgaben können anlassbezogen Lese- 
rechte eingeräumt werden. Die Datenbank „Berichtskreis- 
management“ ermöglicht es, Informationen darüber zu er- 
halten, ob zu Befragende zu einer der im FPStatG 
genannten Erhebungseinheiten gehören (Vollständigkeit des 
Berichtskreises). Darüber hinaus kann mit Hilfe der über- 
mittelten Informationen bei den Erhebungseinheiten nach 
§ 2 Absatz 1 Nummer 10 die Zugehörigkeit zum Sektor 
Staat festgestellt werden (ESVG-konforme Abgrenzung des 
Staatssektors und ESVG-konforme Klassifikation der 
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Transaktionen). Sollten Angaben in der Datenbank Erhe- 
bungsmerkmalen aus Erhebungen zu den o. g. Statistiken 
und zur Statistik nach § 3 Absatz 1 Nummer 6 des Hoch- 
schulstatistikgesetzes entsprechen, dürfen diese Angaben 
übernommen werden, so dass von einer Erhebung abgese- 
hen werden karm. Dies entlastet die Auskunftspflichtigen 
und senkt die Kosten der Statistikproduktion. § 9a Absatz 2 
Nummer 4 soll sicherstellen, dass die statistikübergreifen- 
den Angaben mit Erhebungsmerkmalen der einzelnen Fi- 
nanz- und Personalstatistiken (Kassen-, Rechnungs-, Perso- 
nalstand-, Finanzvermögenstatistik, vierteljährliche und 
jährliche Schuldenstatistik, Jahresabschlussstatistik, viertel- 
jährliche Statistik der Einheiten des Staatssektors) sowie mit 
Erhebungsmerkmalen der Hochschulfmanzstatistik zusam- 
mengeführt werden dürfen. Andernfalls müssten die statis- 
tikübergreifenden Angaben in jeder einzelnen Erhebung neu 
erfragt werden. Nummer 4 dient daher der Entlastung der 
Auskunftspflichtigen und der statistischen Ämter des Bun- 
des und der Länder. 

Zu Absatz 3 

In der Datenbank „Berichtskreismanagement“ werden die 
statistikübergreifenden Angaben nach § 9a Absatz 3 ge- 
pflegt. 

Zu Absatz 4 

In der Datenbank „Berichtskreismanagement“ werden die in 
§ 9a Absatz 4 genannten Quellen genutzt. 

Zu Absatz 5 

Bei den nach § 9a Absatz 5 zu übermittelnden Angaben 
handelt es sich um Angaben, die Voraussetzung für die Be- 
stimmung des Berichtskreises und für die Bestimmung der 
Sektorzugehörigkeit und damit für eine umfassende und ko- 
härente Abdeckung des Staatssektors zur Erfüllung der eu- 
ropäischen Anforderungen an die Qualität und Aktualität 
der Staatsfmanzdaten sind. Von einer Aufzählung der kon- 
kreten Kriterien wird Abstand genommen, da sich diese 
Kriterien im Zeitablauf ändern können (z. B. durch die Re- 
visionen des rechtsverbindlichen Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen - ESVG) und 
dann jedes Mal eine Änderung des FPStatG erforderlich 
wäre. 

Zu Nummer 12 (§11) 

Zu Buchstabe a (Absatz 2) 

Es handelt sich um Folgeänderungen. Da die Zweckver- 
bände künftig unter die Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 0 fallen, ist die Nummer 4 zweimal zu 
streichen; die auskunftspflichtigen Stellen sind in Num- 
mer 1 Buchstabe d zu erweitern. Die Nummer 8 ist zu strei- 
chen, da die Sonderversorgungsempfängerstatistik nicht 
mehr durchgeführt wird. 

Zu Buchstabe b (Absatz 4) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. Da die Erhebung 
nach § 2 Absatz 4 nicht mehr durchgeführt wird, entfällt 
auch die Auskunftspflicht. 


Zu Nummer 13 (§ 12) 

Die zentrale Erhebung der Ausgaben und Einnahmen und 
der Schulden bei den Kemhaushalten sowie bei den kameral 
buchenden Extrahaushalten schafft Synergieeffekte. Dies 
gilt insbesondere für die Lieferung der Daten an Eurostat. 
Der Meldeweg wird verkürzt, wenn die Meldung nicht wie 
bisher dezentral über die statistischen Ämter der Länder er- 
folgt. Das Statistische Bundesamt hat darüber hinaus die 
Möglichkeit, umfassende Konsistenzprüfungen und Quali- 
tätskontrollen durchzuführen und damit der europäischen 
Initiative zur Verbesserung der Qualität der Daten des 
Staatssektors zu entsprechen. 

Entsprechend der Regelung in der Personalstandstatistik 
wird die zentrale Erhebung der Schulden und des Finanz- 
vermögens bei den Sozialversicherungsträgem auf diejeni- 
gen beschränkt, die unter der Aufsicht des Bundes stehen. 
Dadurch wird eine Anpassung an den Arbeitsschnitt in der 
Personalstandstatistik möglich; Doppelbelastungen und 
Probleme bei der Berichtskreispflege im Berichtskreisma- 
nagement werden vermieden. 

Zu Nummer 14 (§ 14 Absatz 2) 

Die Klärung des Berichtskreises der Erhebungseinheiten 
wird nicht mehr nach § 2 Absatz 4, sondern nach § 9a 
Absatz 5 durchgeführt. Demzufolge ist die eine Angabe 
durch die andere zu ersetzen. 

Zu Nummer 15 (§ 15) 

Wie in der Begründung zu § 9a bereits ausgeführt, wurden 
durch die Änderang der Verordnung (EG) Nr. 479/2009 die 
Qualitätsanfordemngen an die zu liefernden statistischen 
Daten verschärft. Unter dem Vorzeichen der Schuldenkrise 
einiger Euroländer sind die Überwachungsmechanismen so 
erweitert worden, dass Eurostat nun unmittelbar Zugang 
zu den Basisstatistiken bzw. Auskunftsgebenden eröffnet 
wurde. Eurostat werden somit erheblich erweiterte Zu- 
gangs- und Prüfungsrechte eingeräumt. 

Mit der Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament und den Rat vom 15. April 2011 „Ein robustes 
Qualitätsmanagement für die europäischen Statistiken“ 
([KOM(2011) 211]) hat die Kommission die Einführung ei- 
nes robusten Qualitätsmanagements für europäische Statis- 
tiken angekündigt, das u. a. ein präventives Konzept zur 
Überprüfung vorgelagerter Daten einschließt. Mit der Be- 
reitstellung fmanzstatistischer Daten für den Stabilitätsrat, 
der die Haushalte von Bund und Ländern sowie die Einhal- 
tung der Defizitobergrenzen der Länder überwacht, die 
Konsolidierungshilfen der bundesstaatlichen Gemeinschaft 
erhalten, haben sich die Anforderungen an die Finanzstatis- 
tiken vor allem hinsichtlich Vollständigkeit und Transparenz 
signifikant erhöht. Flankiert werden diese Entwicklungen 
von den Beschlüssen der Finanzministerkonferenz zur Ver- 
besserung der Datenqualität, die vom Statistischen Bundes- 
amt eine spürbare Ausweitung der Qualitätssicherungsmaß- 
nahmen erwartet. Um diese Anforderungen an Transparenz 
und Qualität erfüllen zu können, ist es erforderlich, dass ne- 
ben den statistischen Ergebnissen auf der Ebene der Erhe- 
bungseinheit auch sogenannte Metainformationen wie der 
Name der Berichtseinheit, die Sektorzugehörigkeit und die 
Länderzuordnung zu den Erhebungseinheiten nach § 9a 
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Absatz 3 Nummer 1 veröffentlicht werden dürfen. Soweit 
personenbezogene Einzelangaben betroffen sind, gelten die 
Geheimhaltungsvorschriften des § 16 BStatG vom 22. Ja- 
nuar 1987 (BGBl. 1 S. 462) in der jeweils geltenden Fas- 
sung uneingeschrärrkt weiter. 

Zu Artikel 2 

Aufgrund der zahlreichen Änderungen ist zur besseren Les- 
barkeit des Gesetzes eine deklaratorische Neufassung not- 
wendig. 

Zu Artikel 3 

Da eine jährliche Erhebung von Statistiken zum 31. Dezem- 
ber 2013 ermöglicht werden soll, muss das Gesetz zum 
1. Dezember 2013 in Kraft treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Regelungsvorhabens geprüft. 

I. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 


jährlicher Erfüllungsaufwand: 

kein Erfüllungsaufwand 

Wirtschaft 


jährlicher Erfüllungsaufwand: 

kein Erfüllungsaufwand 

Verwaltung 


einmaliger Erfüllungsaufwand: 

912 000 Euro 

davon Bund: 

280 000 Euro 

davon Länder: 

632 000 Euro 

jährlicher Erfüllungsaufwand: 

13 330 000 Euro 

davon Bund: 

256 000 Euro 

davon Länder: 

2 417 000 Euro 

davon Kommunen 

6 450 000 Euro 

davon Sozialversicherungen 

450 000 Euro 

davon staatliche Fonds, Einrichtg., etc. 

3 760 000 Euro 

Das Ressort hat den sich ergebenden Erfüllungsaufwand mit Unterstützung des Statistischen Bundesamtes transparent 
dargestellt. Der Nationale Normenkontrollrat hat daher keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 

II. Im Einzelnen 

Aus dem Regelungsvorhaben ergeben sich für Bürgerinnen 
und Bürger sowie für die Wirtschaft nach Angaben des Res- 
sorts keine Kostenfolgen. 

Für die Verwaltung wird das Regelungsvorhaben bei der 
Statistikerstellung sowohl einmalige Umstellungskosten als 
auch jährliche Mehrkosten im Statistischen Bundesamt und 
in den statistischen Ämtern der Länder (Datenempfänger) 
verursachen. Ferner wird die durch dieses Gesetz ausgelöste 
zusätzliche Bereitstellung von Daten Aufwand bei den Er- 
hebungseinheiten der Gebietskörperschaften und den Staat- 

liehen und kommunalen Fonds, Einrichtungen und Unter- 
nehmen hervorrufen. Insgesamt geht das Ressort von einem 
jährlichen Erfüllungsaufwand in Höhe von 13 330 000 Euro 
aus. Die einmaligen Kosten für die Verwaltung belaufen 
sich voraussichtlich auf 912 000 Euro. 

Das Ressort hat den zu erwartenden Erfüllungsaufwand mit 
Unterstützung des Statistischen Bundesamtes transparent 
dargestellt. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher keine Bedenken 
gegen das Regelungsvorhaben. 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 907. Sitzung am 1. März 2013 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe g 

(§ 3 Absatz 8 Nummer 1 bis 4 FPStatG) 

In Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe h ist in § 3 Absatz 8 
Nummer 1 bis 4 die Angabe „250 000 Euro“ jeweils 
durch die Angabe „1 000 000 Euro“ zu ersetzen. 

Begründung 

Kleine öffentliche Fonds, Einrichtungen und Unterneh- 
men (FEU), die zum Staatssektor gehören (sog. Extra- 
haushalte), sollen von den vierteljährlichen Erhebungen 
der Einnahmen und Ausgaben bzw. Aufwendungen und 
Erträge ausgenommen werden, da das Gesamtergebnis 
in diesem Bereich in großem Maße von statistischen 
Ausreißern beeinflusst wird. Um eine spürbare Entlas- 
tung der kleinen FEU zu erreichen, ist eine deutliche Er- 
höhung der bisher vorgesehenen Abschneidegrenze in 
Höhe von 250 000 Euro auf 1 000 000 Euro notwendig. 
Unterjährig genügen für die kleinen FEU sog. Zuschät- 
zungen auf der Grundlage der Jahreserhebungen. Durch 
die Anhebung der Abschneidegrenze werden unterjährig 
vor allem FEU im Kommunalbereich von Berichts- 
pflichten ausgenommen. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 5 

(§ 5 Nummer 1 Buchstabe a, b, e, f, g, h, Nummer 4 
Buchstabe a FPStatG) 

In Artikel 1 Nummer 5 ist § 5 wie folgt zu ändern: 

a) Nummer 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In den Buchstaben a, b, e und f ist jeweils das 
Wort „Gläubigern“ durch das Wort „Gläubiger- 
gruppen“ zu ersetzen. 

bb) In den Buchstaben g und h sind jeweils die Wör- 
ter „Gläubigem, Schuldnern“ durch die Wörter 
„Gläubigergmppen, Schuldnergmppen“ zu erset- 
zen. 

b) In Nummer 4 Buchstabe a ist das Wort „Gläubigern“ 
durch das Wort „Gläubigergmppen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderang ist notwendig zur Klarstellung der statis- 
tischen Anfordemngen nach § 5 Nummer 1 und 4 
FPStatG-E. Der Gesetzentwurf regelt in § 5 Nummer 1 
und 4 eine nach „Gläubigem“ unterteilte Erfassung sta- 
tistischer Größen im Gegenüber zu einer Unterteilung in 
„Gläubigergmppen“ nach § 5 Nummer 2 FPStatG-E. 
Damit legt der Gesetzestext nahe, dass die nach § 5 
Nummer 1 und 4 FPStatG-E zu liefernden Angaben 
nach einzelnen konkreten Gläubigem zu differenzieren 
sind. Eine solche Anfordemng ist jedoch weder sinnvoll 
noch gewollt. 


Vielmehr werden bei der Erhebung der öffentlichen 
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen nach § 5 
Nummer 1 und 2 FPStatG-E die Unterteilungen - insbe- 
sondere die Unterteilung nach Gläubigern - nicht „spitz“ 
erhoben, sondern Klassen bzw. Gmppen gebildet. Ledig- 
lich der Grad der Differenziemng unterscheidet sich da- 
nach, ob die Erhebungseinheiten nach den Regelungen 
des ESVG dem Staatssektor zugeordnet sind oder es sich 
um sonstige Fonds, Einrichtungen und Unternehmen 
handelt. Während bei Einheiten des Staatssektors stärker 
differenziert wird, werden die Gläubiger der „sonstigen 
öffentlichen Fonds, Einrichtungen und Unternehmen“ 
nach § 5 Nummer 2 FPStatG-E nur nach einer sehr gro- 
ben Differenziemng erhoben. 

Da an der Differenziemng nach Klassen bzw. Gmppen 
auch in Zukunft für alle betroffenen Erhebungseinheiten 
festgehalten werden soll und muss, ist dies auch in der 
Gesetzesterminologie unzweideutig und einheitlich zum 
Ausdmck zu bringen. Mit der Verwendung des Geset- 
zesbegriffs „Gläubigergmppen“ ist dabei eine unter- 
schiedlich tief gegliederte Kategorisiemng jeweils für 
die Einheiten nach § 5 Nummer 1, 2 und 4 FPStatG-E 
nicht ausgeschlossen. 

Entsprechendes muss auch für die statistische Erfassung 
von Schuldnern gelten. Es ist daher konsequent, in § 5 
Nummer 1 Buchstaben g und h FPStatG-E den jeweils 
verwendeten Begriff „Schuldnern“ jeweils durch den 
Begriff „Schuldnergmppen“ zu ersetzen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a Doppelbuch- 
stabe ee und ff 

(§ 6 Absatz 1 Nummer 8 und 9 FPStatG) 

Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a ist wie folgt zu ändern: 

a) Doppelbuchstabe ee ist wie folgt zu fassen: 

„ee) Die bisherige Nummer 8 wird aufgehoben“ 

b) In Doppelbuchstabe ff sind die Wörter „Die bisherige 
Nummer 9 wird Nummer 10 und“ durch die Wörter 
„In Nummer 9 werden“ zu ersetzen und nach der An- 
gabe „Nr. 1 bis 3 und 7“ das Wort „werden“ zu strei- 
chen. 

Begründung 

In § 6 Absatz 1 Nummer 9 FPStatG-E wird auf die Erhe- 
bungseinheiten in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ver- 
wiesen. § 2 Absatz 1 Nummer 4 FPStatG wird jedoch 
aufgehoben, da die Zweckverbände nunmehr § 2 Ab 
Satz 1 Satz 1 Nummer 10 FPStatG-E zuzurechnen sind. 
Da die Erhebungseinheiten in § 2 Absatz 1 Satz 1 Num- 
mer 10 FPStatG-E aber nun in § 6 Absatz 1 Nummer 8 
FPStatG-E erfasst werden, ist § 6 Absatz 1 Nummer 9 
FPStatG-E zu streichen. 

Buchstabe b beinhaltet Folgeänderungen. 
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4. Zu Artikel 1 Nummer 10, 13a - neu - und 15 

(§ 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, § 13 Absatz 2 - neu - 
und § 15 FPStatG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 10 ist § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
wie folgt zu fassen: 

„4. für Zusammenführungen nach § 1 3 Absatz 2.“ 

b) Nach Nummer 13 ist folgende Nummer 13a einzufü- 
gen: 

„13a. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 . 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Zur Gewinnung statistischer Ergeb- 
nisse dürfen die Angaben nach § 9a 
Absatz 3 mit den Erhebungsmerkmalen der 
Statistiken nach § 1 dieses Gesetzes und 
den Erhebungsmerkmalen nach § 3 Ab- 
satz 1 Nummer 6 des Hochschulstatistikge- 
setzes vom . . . zusammengeführt werden.““ 

c) ln Nummer 15 ist in § 15 die Angabe „§ 9 Absatz 2 
Nummer 4“ durch die Angabe „§ 13 Absatz 2“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die Befugnis zur Zusammenführung von Einzeldaten 
aus verschiedenen Erhebungen bedarf einer gesetzlichen 
Regelung. Diese ist in § 1 3 enthalten. § 9a Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 FPStatG-E. geht aber nun deutlich 
über den bislang zulässigen Rahmen hinaus und steht da- 
mit im Widerspruch zu § 13. Daher ist auch eine Anpas- 
sung des § 13 und in der Folge davon des § 15 erforder- 
lich. 

Zu Buchstabe a 

ln § 13 Absatz 2 ist geregelt, dass zur Gewinnung statis- 
tischer Ergebnisse die Angaben nach § 9a Absatz 3 mit 
den Erhebungsmerkmalen nach § 1 dieses Gesetzes und 
den Erhebungsmerkmalen nach § 3 Absatz 1 Nummer 6 
des Hochschulstatistikgesetzes zusammengeführt wer- 
den dürfen. Diesen Verwendungszweck enthält die neue 
Nummer 4. 

Zu Buchstabe b 

§ 1 3 Absatz 2 soll sicherstellen, dass die statistiküber- 
greifenden Angaben mit Erhebungsmerkmalen der ein- 
zelnen Finanz- und Personalstatistiken (Kassen-, Rech- 
nungs-, Personalstand-, Finanzvermögenstatistik, vier- 
teljährliche und jährliche Schuldenstatistik, Jahresab- 
schlussstatistik, vierteljährliche Statistik der Einheiten 
des Staatssektors) sowie mit Erhebungsmerkmalen der 
Hochschulfmanzstatistik zusammengeführt werden dür- 
fen. Andernfalls müssten die statistikübergreifenden An- 
gaben in jeder einzelnen Erhebung neu erfragt werden. 
§ 13 Absatz 2 dient daher der Entlastung der Auskunfts- 
pflichtigen und der statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder. 

Zu Buchstabe c 

Bei Buchstabe c handelt es sich um eine Folgeänderung. 


5. Zu Artikel 1 Nummer 10 

(§ 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 - neu - FPStatG) 

ln Artikel 1 Nuiumer 10 sind in § 9a Absatz 2 Satz 1 in 
Nuiumer 4 der Punkt durch ein Komma zu ersetzen und 
nach Nummer 4 folgende Nummer 5 anzufügen: 

„5. für Analyse- und Auswertungszwecke.“ 

Begründung 

ln § 9a fehlt bei der Zweckbestimmung des Berichts- 
kreismanagements im Absatz 2 der Punkt „Auswer- 
tungen“. Die im Berichtskreismanagement gespeicher- 
ten Informationen wie Rechtsform, Wirtschaftszweig, 
Eignerstrukturen usw. werden für zahlreiche Auswertun- 
gen benötigt, ohne dass dieser Verwendungszweck bis- 
her explizit genannt wird. 

Diese Regelung dient der Klarstellung, dass die Anga- 
ben nach § 9a Absatz 3 FPStatG auch für statistische 
Analysen und Auswertungen genutzt werden dürfen. 

6 . Zu Artikel 1 Nummer 10 

(§ 9a Absatz 2 Satz 2 FPStatG) 

ln Artikel 1 Nummer 1 0 sind in § 9a Absatz 2 Satz 2 die 
Wörter , jeweils von ihnen in die Datenbank eingestell- 
ten“ durch die Wörter „ihren jeweiligen Aufgabenbe- 
reich betreffenden“ zu ersetzen. 

Begründung 

Nach der vorgesehenen Regelung dürften die statisti- 
schen Ämter des Bundes und der Länder nur die jeweils 
von ihnen in die Datenbank eingestellten Daten verwen- 
den. Laut der Gesetzesbegründung ist aber gewollt, dass 
die jeweils zuständigen Ämter für ihren Bereich die Be- 
richtskreispflege durchführen und ihnen für die Erfül- 
lung übergreifender Aufgaben auch anlassbezogene Le- 
serechte eingeräumt werden können. Nach der aktuellen 
Formulierung wäre aber eine Nutzung/Verwendung der 
Daten durch ein Amt, das die Daten nicht selbst einge- 
stellt hat, untersagt. Um Sinn und Zweck der Datenbank 
umfassend zu erreichen, ist sicherzustellen, dass ein zu- 
ständiges statistisches Amt alle seinen Aufgabenbereich 
betreffenden Daten - unabhängig von der Dateneinstel- 
lung - verwenden kann (z. B. Adressennutzung bei Ein- 
richtungen, die diesseits und jenseits einer Landesgrenze 
tätig sind oder bei denen es Überschneidungen zwischen 
Erhebungen durch das Statistische Bundesamt und Er- 
hebungen durch ein statistisches Landesamt gibt). D. h., 
jedes statistische Amt darf nur die seinen Aufgabenbe- 
reich betreffenden Daten des Berichtskreismanagements 
bearbeiten bzw. daran Änderungen durchführen. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 10 (§ 9a Absatz 7 FPStatG) 

In Artikel 1 Nummer 10 ist in § 9a der Absatz 7 zu strei- 
chen. 

Begründung 

In § 9a Absatz 7 ist eine Löschung der Angaben im Be- 
richtkreismanagement nach Absatz 3 vorgesehen, soweit 
sie für die in Absatz 2 genannten Zwecke nicht mehr be- 
nötigt werden. Die im Berichtskreismanagement gespei- 
cherten Informationen wie Rechtsform, Wirtschafts- 
zweig, Eignerstrukturen usw. werden für zahlreiche Aus- 
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Wertungen benötigt. Das Berichtskreismanagement erfüllt 
die Funktion eines Statistikregisters, das die Stammdaten 
der für die Statistiken maßgeblichen Einheiten auch in ei- 
ner Historie Vorhalten sollte, um rückwirkend methodi- 
sche Untersuchungen und Auswertungen durchführen zu 
können. Dies erscheint umso dringlicher, weil durch zu- 
nehmende Anforderungen der EU, aber auch durch neue 
Auswertungskonzepte, methodische Untersuchungen und 
Proberechnungen durchzuführen sind. 

Die in Absatz 7 vorgesehene Pflicht zur Datenlöschung 
schränkt die Möglichkeiten einer historischen Recherche 
und Auswertung erheblich ein. 

8 . Zu Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a 

(§11 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b FPStatG) 

Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc 
Dreifachbuchstabe ccc ist wie folgt zu fassen: 

„ccc) ln Buchstabe b wird die Angabe „§ 2 Absatz 1 
Nr. 3 bis“ durch die Angabe „§ 2 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3,“ ersetzt. 

Begründung 

ln § 1 1 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b FPStatG-E ist 
die Auskunftspflicht für Erhebungseinheiten nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 und 10 FPStatG-E weggefal- 
len. Diese ist jedoch weiterhin erforderlich. 

9. Zu Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe b 

(§ 11 Absatz 4 FPStatG) 

ln Artikel 1 Nummer 12 ist Buchstabe b wie folgt zu fas- 
sen: 

„b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Für die Erhebung nach § 9a Absatz 5 sind 

auskunftspflichtig 

1 . bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 und 2 die Finanzministerinnen 
und -minister sowie die Finanzsenatorinnen und 
-Senatoren; 

2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 und 7 die Leiterinnen und Lei- 
ter dieser Erhebungseinheiten oder der für das 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen zu- 
ständigen Stellen; 

3. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 5 die Leiterinnen und Leiter 
dieser Erhebungseinheiten, 

4. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 10 die Leiterinnen und Leiter 
oder die für das Haushalts-, Kassen- und Rech- 
nungswesen zuständigen Stellen oder, soweit 
die Angaben hier nicht erlangt werden können, 
die Träger dieser Erhebungseinheiten.““ 

Begründung 

§ 1 1 Absatz 4 FPStatG, der die Auskunftspflicht für die 
bisherige sog. Karteiumfrage nach § 2 Absatz 4 FPStatG 
regelt, wurde ersatzlos gestrichen. Die Klärung des Be- 
richtskreises soll künftig nach § 9a Absatz 5 FPStatG-E 
durchgeführt werden. Danach sollen die Erhebungsein- 
heiten auf Anforderung die entsprechenden Einzeldaten 


übermitteln. Eine Auskunftspflicht besteht nicht mehr, 
so dass die Statistischen Ämter im Falle einer Weige- 
rung der Erhebungseinheiten keine Möglichkeit mehr 
haben, ein Zwangs- oder Bußgeld zu verhängen. Dies 
wird dazu führen, dass die Anforderungen an die Qua- 
lität der Daten und insbesondere die Vollständigkeit im 
Hinblick auf die Erfassung des Gesamtstaats, die ja 
durch die Einführung des Berichtskreismanagements 
erreicht werden soll, nicht gewährleistet werden kön- 
nen. Es muss daher für die Klärung des Berichtskreises 
nach § 9a Absatz 5 FPStatG-E weiterhin eine Aus- 
kunftspflicht bestehen. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 13 (§ 12 FPStatG) 

In Artikel 1 ist Nummer 13 zu streichen. 
Begründung 

Der Entwurf sieht vor, dass Daten der Länder und be- 
stimmter Einrichtungen der Länder in Zukunft zentral 
vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet 
werden sollen. Dies widerspricht der Hoheit der Län- 
der über ihre eigenen Daten. Die derzeit häufig freiwil- 
lig praktizierte enge Kooperation einzelner Länder mit 
dem Statistischen Bundesamt ist auch bei der gelten- 
den Rechtslage möglich; einer rechtlichen Verpflich- 
tung bedarf es nicht. 

11. Zu Artikel 1 Nummer 14 Buchstabe c - neu - 

(§14 Absatz 3 - neu - FPStatG) 

In Artikel 1 Nummer 14 ist nach Buchstabe b folgen- 
der Buchstabe c anzufügen: 

„c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Für ausschließlich kommunalstatistische 
Zwecke dürfen das Statistische Bundesamt und 
die statistischen Ämter der Länder den für statisti- 
sche Aufgaben zuständigen Stellen der Gemein- 
den oder Gemeindeverbände (Statistikstellen) auf 
Ersuchen für deren Zuständigkeitsbereich Einzel- 
angaben zu den Erhebungsmerkmalen übennit- 
teln. Die Übermittlung ist nur zulässig, wenn das 
Statistikgeheimnis durch gesetzlich vorgeschrie- 
bene Maßnahmen, insbesondere zur räumlichen, 
organisatorischen und personellen Trennung der 
Statistikstellen von den für nicht-statistische Auf- 
gaben zuständigen Stellen der Gemeinden oder 
Gemeindeverbände, gewährleistet ist.““ 

Begründung 

Nach § 16 Absatz 5 des Bundesstatistikgesetzes bedarf 
die Übermittlung von Einzelangaben an Gemeinden 
oder Gemeindeverbände mit abgeschotteter Statistik- 
stelle einer besonderen Regelung im Fachstatistikge- 
setz. Die Regelung soll den Gemeinden oder Gemein- 
deverbänden, die die Voraussetzungen für eine abge- 
schottete Statistikstelle erfüllen, die Möglichkeit eröff- 
nen, eigene statistische Aufbereitungen für Zwecke der 
Gemeinde durchzuführen. 

Die Übermittlung ist nur dann zulässig, werm nach 
Landesrecht eine Trennung der kommunalen Statistik- 
stelle von anderen kommunalen Verwaltungsstellen 
durch technische, organisatorische und personelle 
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Maßnahmen sichergestellt ist und damit das Statistik- 
geheimnis gewahrt bleibt. 

12. Zu Artikel 3 Satz 2 - neu - (Inkrafttreten) 

Dem Artikel 3 ist folgender Satz anzufügen: 

„Abweichend davon treten Artikel 1 Nummer 3 Buch- 
stabe h für die Meldepflichtigen, die nach dem Finanz- 
und Personalstatistikgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Februar 2006 (BGBl. 1 
S. 438), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 27. Mai 2010 (BGBl. 1 S. 671) bisher nicht vier- 
teljährlich meldepflichtig waren, und § 5 Nummer 4 in 
der Fassung des Artikels 1 Nummer 5 für die Erhe- 
bungseinheiten nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 
des Finanz- und Personalstatistikgesetzes am 1. Januar 
2015 in Kraft.“ 

Begründung 

Den neu berichtspflichtigen öffentlichen Fonds, Ein- 
richtungen und Unternehmen (FEU), die zum Staats- 
sektor gehören (sog. Extrahaushalte), soll durch die 
verzögerte Einführung der vierteljährlichen Erhebun- 
gen der Ausgaben und Einnahmen bzw. der Schulden, 
Sicherheiten für Schulden und Finanzaktiva eine ange- 
messene Vorlaufzeit eingeräumt werden. Durch die 
verzögerte Einführung der vierteljährlichen Melde- 
pflichten kommt es insgesamt zu einer sukzessiven 
Umsetzung der anstehenden Neuregelungen (d. h. zu- 
nächst Aufbau der Datenbank Berichtskreismanage- 
ment, im Jahr 2014 Jahreserhebungen auf der neuen 
gesetzlichen Basis und ab dem Jahr 2015 vierteljähr- 
liche Erhebungen bei den neu meldepflichtigen FEU). 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Finanz- und Personalstatistikgesetzes wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe g - 

§ 3 Absatz 8 Nummer 1 bis 4 FPStatG) 

Die Bundesregierung stimmt einer Anhebung der Abschnei- 
degrenze bei der Erhebung nach § 3 Absatz 8 FPStatG zu. 
Um Einheitlichkeit in der Erhebungspraxis zu wahren, ist 
auch die Abschneidegrenze bei der Erhebung nach § 3 
Absatz 6 FPstatG auf 1 000 000 Euro anzuheben. Dazu ist 
auch in Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe f in § 3 Absatz 6 
Nummer 1 bis 4 die Angabe „250 000 Euro“ jeweils durch 
die Angabe „1 000 000 Euro“ zu ersetzen. 

Zu Nummer 2 (Artikel 1 Nummer 5 - § 5 Nummer 1 
Buchstabe a, b, e, f, g, h, Nummer 4 
Buchstabe a FPStatG) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bundesrates, 
dass in der Statistik über die Schulden, Sicherheiten für 
Schulden und Finanzaktiva nicht nach einzelnen Gläubigem 
und Schuldnern differenziert, sondern auch in Zukunft an 
der Differenziemng nach Klassen bzw. Grappen für alle be- 
troffenen Erhebungseinheiten festgehalten werden soll. Die 
Unterscheidung der Begriffe „Gläubiger“ und „Gläubiger- 
gmppen“ bzw. „Schuldner“ und „Schuldnergruppen“ soll 
bei der jährlichen Erhebung eine stärkere Ausdifferenzie- 
mng der Gmppen als bei der vierteljährlichen Erhebung er- 
möglichen. Daher lehnt die Bundesregierung den Vorschlag 
des Bundesrates ab. 

Zu Nummer 3 (Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a 

Doppelbuchstabe ee und ff- § 6 Absatz 1 
Nummer 8 und 9 FPStatG) 

Die Bundesregiemng stimmt dem Vorschlag zu. Sie hält die 
vorgeschlagenen Korrekturen in § 6 FPStatG für erforder- 
lich. 

Zu Nummer 4 (Artikel 1 Nummer 10, 13a -neu -und 15 - 
§ 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, § 13 
Absatz 2 - neu - und § 15 FPStatG) 

Die Bundesregiemng stimmt dem Vorschlag zu. Die Zu- 
sammenfühmng von Daten der Datenbank Berichtskreisma- 
nagement mit Erhebungsmerkmalen der Statistiken nach § 1 
FPStatG und § 3 Absatz 1 Nummer 6 des Hochschulstatis- 
tikgesetzes ist in § 13 FPStatG zu regeln. 

Die Bundesregierung hält die Folgeänderung in § 15 
FPStatG daher für erforderlich. 

Zu Nummer 5 (Artikel 1 Nummer 10 - § 9a Absatz 2 
Satz 1 Nummer 5 - neu - FPStatG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundes- 
rates zu, die Zweckbestimmungen der Datenbank Berichts- 


kreismanagement um den Punkt „Analyse- und Auswer- 
tungszwecke“ zu erweitern. 

Zu Nummer 6 (Artikel 1 Nummer 10 - § 9a Absatz 2 
Satz 2 FPStatG) 

Den statistischen Ämtern des Bundes und der Länder müs- 
sen für die Pflege des Berichtskreises anlassbezogen auch 
Leserechte und die Möglichkeit zur Änderung und Bearbei- 
tung von Daten eingeräumt werden, die ihren jeweiligen 
Zuständigkeitsbereich betreffen, die sie aber nicht selber in 
die Datenbank eingestellt haben. Die Bundesregierung steht 
dem Vorschlag des Bundesrates daher aufgeschlossen ge- 
genüber und wird prüfen, ob der Formulierungsvorschlag 
übernommen werden kann. 

Zu Nummer 7 (Artikel 1 Nummer 10 - § 9a Absatz 7 
FPStatG) 

Die Bundesregierung hält eine Streichung von § 9a 
Absatz 7 FPStatG in Artikel 1 Nummer 10 aufgrund der 
Änderungen durch Nummer 8 für entbehrlich. Da die Da- 
tenbank Berichtskreismanagement jedoch keine personen- 
bezogenen Daten enthält, kann eine Streichung der Lösch- 
vorschrift für temporär nicht mehr benötigte Daten mitge- 
tragen werden, um methodische Untersuchungen und Aus- 
wertungen rückwirkend zu einem späteren Zeitpunkt zu 
ermöglichen. 

Zu Nummer 8 (Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe a - § 1 1 
Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe b FPStatG) 

Da in der Personalstandstatistik und der Versorgungsemp- 
fängerstatistik die Auskunftspflicht für Erhebungseinheiten 
nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 und 10 FPStatG weiter- 
hin besteht, stimmt die Bundesregierung dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu Nummer 9 (Artikel 1 Nummer 12 Buchstabe b - 
§ 11 Absatz 4 FPStatG) 

Die Bundesregierung hält eine explizite Regelung der Aus- 
kunftspflicht für Datenerhebungen nach § 9a Absatz 5 
FPStatG in § 1 1 FPStatG zwar für entbehrlich, da aus ihrer 
Sicht bereits durch die Fomiulierung in § 9a Absatz 5 
FPStatG eine solche Auskunftspflicht bereits besteht. Da 
der Vorschlag nach der Auffassung des Bundesrates dazu 
beiträgt, die Qualität der Daten insbesondere in Hinblick auf 
die vollständige Erfassung des Gesamtstaates nach den Re- 
geln des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Ge- 
samtrechnungen (ESVG 95) zu verbessern, trägt die Bun- 
desregierung ihn mit. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 Nummer 13 - § 12 FPStatG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. Die 
bislang für bestimmte Erhebungseinheiten und Statistiken 
praktizierte dezentrale Erhebung hat keine spezielle gesetz- 
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liehe Grundlage, sondern beruht lediglich auf einer Abspra- 
che zwischen den statistischen Ämtern. Da sich die zentrale 
Durchführung als effizient erwiesen hat, soll hierfür eine 
klare Regelung geschaffen werden. Diese Verfahrensrege- 
lung ist fachlich sinnvoll und vollzieht im Wesentlichen nur 
die bewährte Praxis nach. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 Nummer 1 4 Buchstabe c- neu-; 
§ 14 Absatz 3 - neu - FPStatG) 

Die Bundesregierung erkennt die Notwendigkeit einer ge- 
setzlichen Regelung der Übermittlung von Einzelangaben 
an Gemeinden oder Gemeindeverbände mit abgeschotteter 
Statistikstelle im FPStatG an. Sie weist jedoch darauf hin, 
dass die Erforderlichkeit der Übennittlung von Daten im 
Einzelfall geprüft werden sollte. Sie unterstützt den Vor- 
schlag des Bundesrates. 

Zu Nummer 12 (Artikel 3 Satz 2 - neu -; Inkrafttreten) 

Die Bundesregierung lehnt ein späteres Inkrafttreten des 
Gesetzes für den Bereich der vierteljährlichen Erhebung der 
Statistik der Ausgaben und Einnahmen, bzw. der vierteljähr- 


lichen Erhebung der Statistik der Schulden, Sicherheiten für 
Schulden und Finanzaktiva für die bisher noch nicht melde- 
pflichtigen Einheiten ab. Ohne deren Heranziehung können 
Datenlieferverpfhchtungen der EU nicht eingehalten wer- 
den. Eine spätere Heranziehung aller Fonds, Einrichtungen 
und Unternehmen zur vierteljährlichen Schuldenstatistik 
wird ebenfalls abgelehnt, da diese Einheiten bereits nach 
der derzeit geltenden Fassung des Gesetzes meldepfhchtig 
sind. 

Allerdings befürwortet die Bundesregierung einen späteren 
Beginn der Erhebung der Statistik der finanziellen Transak- 
tionen für alle Erhebungseinheiten, um den Erhebungsein- 
heiten eine angemessene Vorlaufzeit einzuräumen. Die für 
eine Erhebung notwendigen Vorarbeiten bei den statisti- 
schen Ämtern des Bundes und der Länder können außerdem 
mit angemessenem Aufwand in der bislang vorgesehenen 
Zeit nicht abgeschlossen werden. Dem Artikel 3 wäre da- 
nach der folgende Satz anzufügen: 

„Abweichend davon tritt § 5 Nummer 4 Buchstabe b in der 
Fassung des Artikels 1 Nummer 5 am 1. Januar 2015 in 
Kraft.“ 
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